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Die Macht erobern …
… oder von der Macht erobert werden? Seit 25 Jahren ist das Stadtzürcher 

Polizeidepartement in linken händen. Was hat’s gebracht?

WaS PaSSiert, Wenn Linke an Die SPitze  
Der PoLizei geraten. 

Vor 25 Jahren übernahm der frisch in den zürcher Stadtrat 
gewählte SP-Mann robert «bobby» neukomm die Verantwortung für 
das Polizeidepartement. Wurde in dem Vierteljahrhundert alles,   
oder wenigstens etwas, besser? Wir konstatieren die massive technische 
und rechtliche aufrüstung der zürcher Polizei (→Die Macht er- 
 obern …). Spontan-Demos, die früher zum Standard-repertoire der Lin - 
ken und der Jugend gehörten, werden heute meist mit massiven 
Polizeieinsätzen verhindert (→Der Wolff und die sieben geiseln). Die 
Stadtpolizei zürich führt eine art bandenkrieg gegen migrantische 
Jugendliche (→Stadtpolizei als Quartierentwicklungsorgan). Sie führt 
ebenfalls krieg gegen gewalttätige, vielleicht gewalttätig werdende 
und sich auch nur in der nähe von vielleicht gewalttätig werdenden 
Fussballfans aufhaltende Personen. Mit dem «altstetter kessel» 
(→einfach nur urbaner) und der stundenlangen einkesselung von 
839 Fcz-Fans bei klirrender kälte erreichte die repression neue 
höhepunkte. 

Die Stadt zürich wurde und wird seit 1990 neu definiert und das 
Polizeikorps gehört neben der baugesetzgebung zu den wichtigsten 
instrumenten der Macht. Seit 1990 haben sich regeln und Verbote 
(«erlaubt ist, was nicht stört») stetig verdichtet und in gut rotgrüner  
Manier stellte man den Polizeikräften ein kleines heer von Sozial-
arbeiter*innen zur Seite (→Sicherheit und Sauberkeit). auch die 
regulie rung der (Strassen-)Prostitution (→aus den augen – aus der 
Stadt?) gehört zum repertoire der aufwertung wie der Umgang 
mit Wohnungsnot und hausbesetzungen durch Stadtrat und -Polizei 
(→häuser im Dornröschenschlaf).

als 1990 ein SP-Mann an die Spitze des Polizeidepartments gehievt 
wurde, war nicht auf-, sondern abwertung der Stadt das thema.   
Der Druck auf den Polizeichef, dessen Scheitern die rechte schadenfroh 
erwartete, war enorm. Seine reaktion hat heute noch Folgen  
(→Die erfindung des ausländischen Drogenhändlers). 

Doch haben die linken Polizeichef*innen tatsächlich die Macht,  
oder hat die Macht sie? kontrollieren sie das Polizeikorps, oder lassen   
sie sich in der hoffnung es umzuerziehen als sichtbare, aber macht - 
lose galionsfiguren benützen? Wären wir mit einer rechten, von links 
scharf beobachteten Polizeichef*in nicht doch besser bedient? 

 

b
ürgerliche Polizeidirektoren 
haben es einfach: Sie können sich 
problemlos mit der Polizei iden-
tifizieren. es ist ihre Polizei,  die 

ihre ordnung verteidigt und sichert gegen 
vermeintliche und wirkliche kriminelle, 
gegen «ungebührliches Verhalten», gegen 
«Saubannerzüge». Martialische Polizeiein-
sätze gegen Demonstrationen oder die Ver-
treibung unliebsamer «Szenen» aus dem 
Stadtbild mögen zwar empörte reaktionen 
bei den betroffenen und im schwindenden 
liberalen teil der Öffentlichkeit hervor-
rufen. Für bürgerliche Polizeidirektoren 
boten und bieten sie jedoch gleichzeitig die 

gelegenheit, die eigene politische klientel  
zu bedienen und mit den Mitteln der 
staatlichen gewalt ein Stück Wahlkampf zu 
betreiben. in zürich konnte sich Stadtrat 
hans Frick (LdU) zwei Jahrzehnte lang in 
dieser rolle wohlfühlen. Der Mann, der   
als Linkenhasser verschrien war, leitete 
von 1970 bis 1990 das Polizeidepartement 
der grössten Schweizer Stadt.

Was aber können – und wollen – Linke  
an der Spitze dieses Departements aus-
richten? Sollen sie sich überhaupt in die 
politische Führung einer institution 
 aufschwingen, die nicht die ihre ist? 
zumindest die antwort auf die zweite Frage 
war für koni Löpfe immer klar. als die 
Linke 1990 die Wahlen in zürich gewann, 
gehörte der Journalist, der von 1991 bis 
2009 die Stadtzürcher SP präsidierte, zu 
je ner gruppe von Sozialdemokrat*innen,   
die sich ohne Wenn und aber für die Über-
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zeitung Machen ist teuer!
Diese zeitung zu produzieren hat uns circa 
9000 franken gekostet.

Mit den inseraten decken wir 5000 
franken. wenn ihr uns für den restbetrag 
finanziell unterstützen wollt und könnt, 
dann freuen wir uns und bedanken uns 
dafür. unsere kontoverbindung:  
pc 85-615659-1, antidot, 8036 zürich, 
Vermerk «polizei». Merci.

«antidotincl.» bietet linken gruppen, 
organisationen und einzelpersonen die 
Möglichkeit, zu günstigen finanziellen 
 konditionen eine zeitung zu publizieren. 
Das antidot-herausgeber*innen-kollektiv 
steht mit seinem know-how und mit 
rat und tat zur seite. «antidotincl.» wird 
jeweils der woz in der gesamtauflage 
(ca. 17 000 exemplare) beigelegt, weitere 
exemplare werden durch die jeweiligen 
Macher*innen verteilt. kontakt:   
info@antidotincl.ch.

im vergangenen Vierteljahrhundert ist es 
in zürich immer wieder zu krassen fällen 
von Verletzungen der Menschenrechte 
durch stadtpolizisten gekommen. wir 
erinnern an den «eldar s.», der 2002 von 
fahndern der stapo so brutal zusam-
mengeschlagen und misshandelt wurde, 
dass er wohl lebenslang an den folgen 

leiden wird. anstatt aufzuräumen, stellte 
sich sp-stadträtin esther Maurer damals 
hinter ihre «Mannen», obwohl sich keiner 
der gegen eldar s. erhobenen Verdachte 
als wahr erwies. Viele dieser schlimmen 
fälle sind von der Menschenrechtsgruppe 
augenauf (www.augenauf.ch) akribisch 
dokumentiert worden. 

nahme des Polizeidepartements einsetzte: 
«Die Querschnittsdepartemente Polizei   
und Finanzen gehören der stärksten Partei. 
Und das war die SP.» Das sei für ihn das 
ausschlaggebende kriterium gewesen, 
auch wenn er «privat» ein paar politische 
erwartungen mehr hatte – etwa, dass sich 
in bezug auf den Umgang mit Demons-
trationen etwas ändere.

im neunköpfigen Stadtrat hatte die SP  
1990 drei Sitze erobert, zwei weitere 
entfielen auf ehemalige, nun parteilose 
Sozialdemokrat*innen (emilie Lieberherr 
und Jürg kaufmann). im gemeinderat 
(Parlament) konnte die Linke zwar nur 
1990 und 2006 eine Mehrheit erreichen, 
in der exekutive aber hat sie diese bis 
heute inne. Die SP blieb dort auch stärkste 
Partei. Sie besetzte das Polizeideparte-
ment zunächst mit robert neukomm und 
ab 1998 mit esther Maurer. 2002 soll die 
Partei angeblich sogar bereit gewesen sein, 
das Finanzdepartement zu opfern, um 
das Polizeidepartement zu behalten. im 
allseitigen Spagat zwischen linker kritik, 
auch aus den reihen der eigenen Partei, 
bürgerlichen Forderungen nach mehr 
«Sicherheit» und einem apparat, über den 
sie nicht wirklich verfügen konnten, war 
den Sozialdemokrat*innen 2010 offensicht-
lich die Lust an der Polizei vergangen. 
Das  Polizeidepartement ging nun an den 
 grünen Daniel Leupi und drei Jahre später 
an richard Wolff von der alternativen Liste.

ein rückblick auf einige zentrale 
 polizei-politische Fragen der letzten 25 Jahre 
zeigt, dass die Schwierigkeiten des oder   
der linken Polizeivorsteher*in sich keines-
wegs nur auf die Frage reduzieren lassen,   
ob sie denn nun teil des politischen estab-
lishments oder wirkliche Linke sind.

Von den fichen zu den Daten
im november 1989 legte die Parlamentari-
sche Untersuchungskommission über das 
eidgenössische Justiz- und Polizeidepar-
tement ihren bericht vor. Der Fichenskan-
dal schlug hohe Wellen, aber nicht nur 
auf eidgenössischer ebene, sondern auch 
in zürich. Der gemeinderat setzte eine 
eigene Untersuchungskommission ein, 
die 1991 einen noch heute lesenswerten 
bericht über den Staatsschutz in der Stadt 
zürich präsentierte. er beleuchtete den 
Wandel der bedrohungsbilder, die über-
wachten organisationen, die beschaffung 
von informa tionen insbesondere durch 
telefonkontrollen, die diversen Formen der 

infiltration und schliesslich die Verwen-
dung der informationen zum beispiel für 
berufsverbote.

Das für die politische Polizei zustän-
dige kriminalkommissariat, das kk iii, 
wurde als Struktur aufgelöst – mit dem 
personalpolitischen kompromiss, keine 
entlassungen vorzunehmen. Übrig blieb in  
der Stadtpolizei die frühere Fachgruppe 2, 
die für die Überwachung des lokalen 
«Linksextremismus» zuständig war.  
aus ihr wurde nun der Sicherheits- und 
informationsdienst (SiDi). Der gemeinde-
rat verabschiedete zwar die anträge   
der kommission. eine ihrer wesentlichen 
Forderungen wurde jedoch nie erfüllt, 
nämlich die einrichtung einer «ständigen 
gemeinderätlichen kommission, die über 
die kompetenzen einer Untersuchungs-
kommission verfügt». Statt ein tatsächlich  
mächtiges kontrollinstrument zu schaf-
fen, begnügte man sich mit einer «Subkom - 
 mission Daten» der geschäftsprüfungs-
kommission (gPk). «Die gPk ist ein zahn - 
loses gremium», kommentiert aL-
gemeinderat niklaus Scherr, einer der 
Verfasser des berichts. «Die machen 
einmal im Jahr so eine art bürogespräch 
und das war’s.» Dabei wäre ein wirkliches 
kont rollinstrument nötiger denn je.

Die zeit der papierenen Fichen ging in  
den 1990er-Jahren zu ende – und das 
nicht nur bei der bundespolizei und auch 
nicht nur im engeren Staatsschutzbereich. 
 Spätestens mit dem computersystem  
Polis war sie auch bei kantons- und Stadt - 
polizei zürich, die das System gemeinsam 
betreiben, vorbei. 2006 enthielt Polis Daten 
über 900 000 Personen, derzeit ist man bei 
etwa 1,5 Millionen angelangt. er fasst wer-
den praktisch alle Personen, die in  
irgendeiner Form mit der Polizei in kon-
takt kommen – sei es als beschuldigte, 
als zeug*innen, anzeigeerstatter*innen 
oder auch nur, weil sie polizeilich «ange-
halten» wurden. auch bei Verfahrens-
einstellungen und Freisprüchen werden 
die betroffenen nicht automatisch aus 
der Datei gelöscht. «Wenn die Polizei die 
teilnehmer*innen einer unbewilligten 
Demo oder wie im Februar dieses Jah-
res 800 Fussballfans einkesselt und ihre 
Personalien erfasst, kommen da schnell 
mal ein paar hundert neue Datensätze 
zusammen», kommentiert Scherr. abruf-
bar sind die Daten von allen kantons- und 
Stadtpolizist*innen – mehr und mehr   
auch mobil via Smartphone oder tablet.

März: zürcher 
stadtratswahlen: 
Die sp gewinnt    
3 von 9 sitzen und 
übernimmt zum 
ersten Mal das 
 polizei - 

departement mit bobby neukomm 
(ex-stadtförster). seit diesen 

wahlen ist die sVp nicht mehr im stadtrat 
vertreten.

Juli: Der stadtrat von zürich veröffent-
licht die «10 drogenpolitischen grund-
sätze». Drogenhandel oder «ausländische 
 Drogenhändler» kommen darin nicht vor.

Der bundesrat entwirft das  Drei - 
 kreisemodell, eine Dreigliederung der 
 zulassungsbestimmungen. Der erste kreis 
priorisiert die eg-und efta-staaten, der 
zweite setzt den fokus auf hoch qualifizierte  
arbeitskräfte aus den usa,  kanada, 
 aust ra lien und neuseeland. zum dritten kreis 
 gehören alle übrigen staaten, aus  denen 
 grund sätzlich keine arbeitnehmer*innen mehr  
 eingestellt werden, es bleibt nur die asyl-
gesuchstellung. 
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wir verwenden in dieser zeitung den «gender-stern» (herausgeber*innen), um eine konsequent geschlechtsneutrale 
sprache umzusetzen. 

wir danken der woz für ihre unterstützung!
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Polis stellt im Wesentlichen eine 
er rungenschaft des gesamten kantons dar. 
Die Stadtpolizei verfolgte – unterstützt von  
der Polizeivorsteherin – aber auch eigene  
problematische Datenbankprojekte: Wäh-
rend der bund pünktlich zur Fussball-
europameisterschaft 2008 die Datenbank 

hoogan in betrieb nahm, brauchte die 
Stapo für ihre eigene «hooligandatenbank» 
gamma etwas länger. Die Stimmungs-
mache gegen Fussballfans sorgte zwar 
dafür, dass das System 2009 in der städ-
tischen Volksabstimmng haushoch 
an genommen wurde. nach kurzer Laufzeit 
beschloss der gemeinderat jedoch die ein-
stellung des Projekts.

Die grundsätzliche auseinandersetzung  
um Polis ist gelaufen. Das heisst aber   
nicht, dass einschränkungen der Daten-
sammelei nicht möglich wären. in den 
«Strategieplänen», die das Polizeideparte-
ment jährlich erneuert, sucht man den 
Datenschutz oder gar den Versuch, ein kon-
zept der Datensparsamkeit zu entwickeln, 
vergeblich.

Demonstrationen: pragmatismus   
und gummigeschosse
«noch in den 1990er-Jahren musste 
neukomm nach dem 1. Mai regelmässig in 
jeder SP-Sektion antanzen und die Vor-
gehensweise der Polizei rechtfertigen», sagt  
koni Löpfe. grund dafür gab es genug:  
1996 griff die Polizei das 1. Mai-Fest mit 
trä nengas an. Der umfangreiche gPk-
bericht kam neun Monate später und blieb 
folgenlos. auch in den 2000er-Jahren   
gab es unverhältnismässige einsätze gegen 
Demonstrationen. am 1. Mai 2001 sorg-
ten gummigeschosse der Stapo für sechs 
augenverletzungen. nach dem 1. Mai 2002 
forderte die Juso den rücktritt  esther 
Maurers.

Mittlerweile sei die Polizei «professi-
oneller und zurückhaltender» geworden, 

titution Polizei konnte in den vergangenen 
25 Jahren ihre entwicklung weitgehend 
selbst bestimmen. obwohl die linken 
Polizeivorstände nur wenig einfluss auf 
das konkrete Vorgehen oder die Projekte 
«ihrer» Polizei hatten, standen sie immer 
wieder unter Druck, sich hinter «ihre» 
Leute zu stellen. oder sie hüllten sich in 
Schweigen, wie neukomm 1995 oder esther 
Maurer in den 2000er-Jahren – ein Ver-
halten, das ihr in der Woz den titel der 
«Polizeitaucherin» bescherte.

Die Selbstverständlichkeit, mit der die 
SP 1990 das Polizeidepartement für sich 
reklamierte, ist bei der Linken insgesamt 
verflogen. nach der Ära Maurer sind die 
Sozialdemokrat*innen heilfroh, das unge-
liebte amt los zu sein. aL-Stadtrat Wolff 
hatte 2013 keine andere Wahl, als in den 
sauren Polizeiapfel zu beissen. Die erfolg-
reiche Wahl in die exekutive führte die   
aL fast automatisch in die zwickmühle. eine  
Partei, die über Jahre hinweg linke Poli-
zeikritik betrieben hat, die unter anderem 
das referendum gegen das kantonale 
Polizeigesetz ergriff, zeichnet nun verant-
wortlich für die Polizei und die anwendung 
dieses gesetzes. ihr Vertreter steht nun 
zwar einem Schlüsseldepartement vor – 
schliesslich geht es um den städtischen teil 
des staatlichen gewaltmonopols. Die   
Frage ist allerdings, was er in diesem 
Departement bewegen kann.

ob SP, grüne oder aL – die linken Par-
teien taten und tun ihren Stadträten keinen 
gefallen, wenn sie die kritik an der  Polizei 
und dem Polizeivorstand zu beschwichti-
gen versuchen oder nur im abgeschirmten, 
internen rahmen zulassen. Was es braucht, 
ist vielmehr eine informierte und offene 
Diskussion, nicht nur über einzelne spek-
takuläre einsätze oder Übergriffe, sondern 
auch über die Polizei als institution, über 
einen «Strategieplan» von aussen, der sich 
an den grundrechten orientiert und darauf 
beharrt, dass Polizei im kern eine gewalt-
same angelegenheit ist und daher nur 
eine notlösung sein darf, die sich ständig 
rechtfertigen muss. 

Die zürcher Linke hat dabei den Vorteil, 
dass sie ihre Forderungen gegenüber   
einer städtischen Polizei formulieren kann 
und nicht nur gegenüber einem kanton,  
in dem sie auf lange Sicht in der Minderheit 
ist. Den Posten des Polizeivorstands von 
links zu besetzen, reicht jedenfalls nicht. Wer  
sich darauf beschränkt, wird von der 
Macht erobert.

Heiner Busch

heiner busch arbeitet bei solidarité sans 
 frontières, schreibt für die woz und ist 
 Mitherausgeber der in berlin erscheinenden 
 zeitschrift «bürgerrechte & polizei/cilip»  
(www.cilip.de)

findet koni Löpfe. Was den 1. Mai betrifft, 
meint auch Walter angst (aL), einer der 
architekten des Wahlerfolges von richard 
Wolff, dass sich die Situation verbessert 
habe. Dank der tatsache, dass es weiterhin  
eine Stadtpolizei gebe, sei der Weg für 
«vernünftige absprachen» und «pragma-
tische Lösungen» jeweils möglich. zwi-
schenzeitlich toleriere die Stadtpolizei auch 
unbewilligte Demos oder stelle vor ort 
ad-hoc-bewilligungen aus, erklärt Scherr. 
Das Vorgehen der Polizei hänge in starkem 
Masse von den «zivilen Frontleuten» ab. 
Paradoxerweise hätten die im SiDi versam-
melten ehemaligen «Linksextremismus»-
Spezialisten des kk iii für realistischere 
einschätzungen und ein besonneneres 
agieren der Polizei gesorgt. Der SiDi sei 
jedoch mit der «Fachgruppe hooliganis-
mus» zusammengelegt worden, die das 
neue Feindbild der Fanszene verinnerlicht 
hätten und auch bei Demonstrationen auf 
null toleranz geeicht seien.

in den neueren «Strategieplänen» 
des Polizeidepartements finden sich zwar 
ausführungen zu «Sport ohne gewalt»,  was 
vor allem Fussball ohne «Pyros» bedeutet. 
enttäuscht wird jedoch, wer dort zumin-
dest ein Lippenbekenntnis zum grundrecht 
der Versammlungsfreiheit sucht, immerhin  
ein zentrales politisches grundrecht. 
eine reflexion über die Minimierung von 
tränengas- und gummigeschossein sätzen 
findet ebenso wenig statt.

Von der Drogenbekämpfung  
zur stadtbildpflege
«bitte rufen Sie die Polizei nicht an, wenn 
Sie das gefühl haben, ein Fixer oder ein 
Dealer werde zu hart angefasst.» im Januar 
1995, während der räumung der offenen 
Drogenszene am Letten, versuchte die Stadt- 
polizei mit dieser telefonischen ansage 
 Verständnis für alle möglichen Über griffe 
zu heischen. Stadtrat robert neukomm 
wollte dazu keine Stellung nehmen. ein SP- 
Polizeivorstand, der zu dieser Praxis 
schweige, «ist nicht mehr SP, sondern nur  
noch Polizeivorstand», kommentierte 
 Johannes Wartenweiler seinerzeit in der 
Woz (nr. 3/1995).

Die Letten-räumung brachte zwar den  
Durchbruch für die heroin-abgabe,  aber 
auch für massive Polizeikontrollen, mit 
 denen die Polizei die Wiederentstehung einer 
offenen Drogenszene zu verhindern suchte. 
Mit dem ergebnis dieses Vorgehens ist   
koni Löpfe durchaus zufrieden. Das Drogen-
problem sei zwar nicht verschwunden, 
 stelle aber heute kaum mehr ein polizeili-
ches Problem dar. «heute kann ungeniert 
mit Drogen gehandelt werden, vorausge-
setzt man sieht es nicht.» aus den augen, 
aus dem Sinn?

Die Strategie, gesellschaftliche Prob-
leme samt der zugehörigen gruppen aus    
dem öffentlichen raum zu verbannen, blieb  
eine polizeiliche Vorgehensweise. Syste-
matische kontrollen sind dafür nur eine 
 Methode. betrieben werden sie in den 
meisten Fällen vom «brennpunkt», jener 
Polizeieinheit, die nach der Letten-Schlies-
sung 1995 unter dem namen «turicum» 

gegründet wurde und deren uniformierter   
teil bis heute im kastenwagen und in 
Viererbesetzung die angeblich gefährlichen 
gebiete der Stadt bestreift.

Die kontrollpraxis war gleichzeitig die 
Vorstufe der Wegweisungen, einer befug-
nis, die in zürich erst vergleichsweise spät 
rechtlich fixiert wurde. 2005 hatte sich 
Polizeivorsteherin esther Maurer zunächst 
vergeblich um deren Legalisierung in   
der städtischen allgemeinen Polizeiverord-
nung bemüht. zwei Jahre später lieferte  
der kanton mit dem neuen Polizeigesetz die  
rechtsgrundlage für die umstrittene befug-
nis. Dass nicht nur die aL, die grünen,  
die Juso und die Demokratischen Jurist 
*innen das referendum dagegen unter-
stützten, sondern schliesslich selbst die 
SP, brachte die Polizeivorsteherin in rage. 
Das referendum scheiterte erwartungsge-
mäss – auch in der Stadt.

2011 und 2012 verhängte die Stadt-
polizei jeweils über 5000 Wegweisungen –  
wegen betäubungsmitteln, wegen 
 «Szenebildung», wegen Prostitution, wegen 
alkohol, wegen bettelei. 2013 ordnete 
 Maurers nachfolger Leupi eine evaluation 
an. Die Wegweisungen sanken darauf-  
hin immerhin um die hälfte – einerseits, 
weil die Polizei aufgrund einer neuerli-
chen Änderung des Polizeigesetzes wieder 
Scheinkäufe im Drogenmilieu anbahnen 
konnte, andererseits, weil sie mehr und 
mehr auf informelle, kurzfristige «Platz-
anweisungen» zurückgegriffen hat.

Fest verankert ist mittlerweile auch 
die präventive «Polizeiphilosophie», die   
hinter der Wegweisungspraxis steckt. ein 
blick auf die neueren «Strategiepläne»   
des Departements zeigt, dass sich auch 
die Polizeivorsteher von den grünen und 
der aL dieser ideologie nicht entziehen 
konnten. Das Programm eines community 
Policing, das Stadtpolizei und Polizeivor-
stand seit Jahren vor sich hertragen, über-
deckt, dass die nicht-institutionalisierten 
und die an den rand gedrängten interessen 
der städtischen «community» sich nicht 
durchsetzen können gegen die interessen 
der Wohlhabenden und Wohlanständigen. 
Das gerede von der 24-Stunden-gesell-
schaft und den «nutzungskonflikten» im 
öffentlichen raum verschleiert, dass die 
nutzer*innen dieses raumes keineswegs 
gleich an rechten und an Macht sind. Die 
Polizei entwickelt sich zur gewaltsamen 
Vollzugsinstanz der gentrifizierung.

polizeivorstand oder «polizeitaucher»?
bei aller zufriedenheit mit der angeblich 
«professionelleren und zurückhalten deren 
Polizei» ist Löpfe sich über den engen 
Spielraum der Polizeivorsteher*innen im 
klaren: «Da ist sehr viel schon vorgege-
ben.» Selbst in der Personalpolitik: Der 
Polizeivorstand ist unmittelbar zuständig 
für die anstellung der obersten kader leute 
der Polizei und kann dem Stadtrat den 
kommandanten und seinen Stellvertreter 
zur Wahl vorschlagen. «Der kommandant 
ist aber nicht einfach ein Untergebener.   
er führt die Polizei und hat damit praktisch  
mehr zu sagen als der Stadtrat.» Die ins-

februar: räumung der offenen 
Drogenszene am platzspitz.

februar: interview mit polizeivorstand 
robert neukomm. Drogenhandel, die an-
gebliche unmöglichkeit, Drogenhändler  zu  
verfolgen, etc. kommt darin nicht vor. 

Mai: robert neukomm erklärt auslän-
dische «Drogenbanden» und den Mangel an 
gefängnisplätzen zum hauptproblem und 
verlangt die «internierung» von asylbewerbern,  
die mit Drogen handeln (oder dessen be-
schuldigt werden).

oktober: revision des sexualstraf-
rechts: das kuppeleiverbot wird aufgehoben, 
die strafrechtliche gleichbehandlung von 
 hetero- und homosexuellen Verhaltensweisen 
eingeführt. 
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Die inStaLLation Der angSt
heute äussern linke zürcher Stadträte ihr bedauern darüber, dass Migrant*innen  

wegen ungenügender aufenthaltsbewilligung kontrolliert, verhaftet und eingesperrt werden. 
tatsächlich ist mit der erfindung des kriminellen asylanten und der einführung der 
zwangsmassnahmen der boden für rassistische kontrollen geschaffen worden. aktivist*innen 
erzählen.

M
it der einführung der zwangs-
massnahmen hat die Polizei 
den auftrag erhalten, nach 
Menschen auszuschauen, 

die über ungenügende ausweispapiere 
verfügen. in zürich macht sie das beson-
ders rigoros. Logisch, denn schliesslich 
waren es auch die Stadträte der zürcher 
SP, welche sich anfangs der 1990er-Jahre 
vehement beim bund dafür stark mach-
ten, dass sie eine gesetzliche grundlage 
erhielten, um ausländer*innen alleine 
wegen ungenügender aufenthaltsbewilli-
gung verhaften und einsperren zu können 
(siehe text «Die erfindung des ausländi-
schen Drogenhändlers» →S. 12). Mit der 
Propagierung des kriminellen ausländers 
nahmen ab Mitte der 1990er-Jahre die 
Verhaftungen und ausschaffungen von 
Flüchtlingen massiv zu – oft begleitet von 
unangemes sener gewalt der Vollzugs-
organe. anfangs des 21. Jahrhunderts 
begann sich der mediale Fokus der repres-
sion auf andere gruppen auszurichten 
(siehe text «einfach nur urbaner?» →S. 18 
und text «Sicherheit und Sauberkeit» 
→S. 9). ab 2007 nahmen die kontrollen und 
Verhaftungen wegen dem sogenannten 
illegalen auf enthalt wieder zu.

Migrant*innen, die gefilzt werden 
und mit ausgestreckten armen an der 
Wand stehen, gehören seither wieder zum 
Stadtbild. Weit verbreitet ist inzwischen 
die ansicht, dass die Polizei schon weiss, 
was sie tut. 2014 gab es 30 000 kontrollen 
auf Stadtzürcher gebiet. Und das sind nur 
jene, die registriert wurden, das heisst, 
bei denen die Person mitgenommen und 
ein Protokoll erstellt wurde. Die zahl der 
tatsächlichen kontrollen dürfte um ein 
Mehrfaches höher sein.

am 8. april 2015 demonstrierten die  
aktivist*innen der autonomen Schule 
zürich aSz (www.bildung-fuer-alle.ch) mit 
einer Menschenkette vor ihrem Schulge-
bäude gegen die steigende Polizei präsenz 
und die kontrollen von kursteilnehmer 
*innen. Diese fanden an der nahegelegenen 
tramstation statt oder direkt am eingang 
der Schule. 

auch gegen die grundlose Verhaftung 
eines aSz-aktivisten in der bibliothek 
der Schule wurde protestiert. obwohl 
Polizeivorsteher Wolff in einem detaillier-
ten brief die Umstände der Verhaftung 
geschildert wurden, stellte er sich kritik-
los hinter die Version seiner beamten.   
in einer Medienmitteilung vom 1. oktober 

2015 stellt sich das kommando der Stadtpo-
lizei erneut hinter seine Polizist*innen:   
es werde auch im Falle der aSz nur 
kontrolliert, wenn es konkrete hinweise 
auf ein Delikt gebe. Mit dem Verdacht des 
 illegalen aufenthalts lassen sich befra-
gungen aller Menschen legitimieren, die 
nicht dem weissen, mitteleuropäischen 
Standard entsprechen. Was demokratisch 
abgesegnet ist, gilt es zu respektieren, 
auch wenn es rassistisch ist.

Das heute gültige zwei-kreise-Modell 
des bundesrates und die im Februar 2014 
angenommene zuwanderungsinitiative 
der SVP bilden weitere grundpfeiler einer 
latent rassistischen Politik und Denk - 
weise. Das System institutioneller gewalt 
manifestiert sich in der art, wie asyl-
zentren geführt, wie kontrollen, inhaf-
tierung und ausschaffungen von der 
schweigenden Mehrheit nicht nur hinge-
nommen, sondern toleriert, wenn nicht 
sogar begrüsst werden.

*****
polizeikontrollen bei der asz
Für dieses antidot haben wir mit mehre-
ren aktivist*innen der aSz darüber 
gesprochen, wie sie die Polizeikontrollen 
erleben.

was denkt ihr über kontrollen und  
die starke polizeipräsenz?

harika: Wenn sie nur die ausländer 
kontrollieren, dann gehört die kriminalität 
zu uns.

behranu: Die Politiker wollen im amt 
bleiben, deshalb schweigen sie, die tägli-
che arbeit wird zwei bis drei Stufen unter 
ihnen umgesetzt. Sie haben alle informa-
tionen, wer wo wohnt. Wenn sie jeman-
den kontrollieren wollen, können sie das 
jederzeit. Sie können anrufen und sagen, 
komm zu uns.

Shükran: Je nach politischen inte-
ressen werden kontrollen verschärft oder 
reduziert.

könnte die polizei etwas dagegen  
unternehmen?

harika: Sie könnten schon etwas 
ändern, indem sie Leitplanken setzen 
könnten, zum beispiel nur noch 3000 kon-
trollen pro Jahr. Sie setzen um, was ihre 
Wähler*innen wollen, da können   
wir ansetzen.

Shükran: Die Polizei ist nur ein arm  
des existierenden Systems, das sie 

um setzen müssen. Wenn sie zu viel Macht 
bekommen, keine konsequenzen befürch-
ten müssen, wenn sie Leute ungerecht 
behandeln, dann geht das einfach so weiter.

wie reagiert die bevölkerung  
auf die kontrollen?

Shükran: Mittlerweile ist das selbst-
verständlich. Jetzt denken die Leute,   
die Polizei macht ihre aufgabe, oder ich 
will davon nichts wissen – dieses «drei 
affen spielen». Jetzt merke ich auch,   
es ist wie eine Stigmatisierung, wir haben 
verinnerlicht, uns daran gewöhnt, wie 
bei den billetkontrollen, früher war das 
empörend, ungewöhnlich, heute ist es 
aufgabe der Polizei, gehört zum tag. Die 
bevölkerung und die betroffenen haben 
das akzeptiert. Das spüre ich: wir sind mit-
tellos. also wird uns unterstellt, auslän-
der klauen, um die klasse überspringen 
zu können. ich habe einmal gehört, dass 
anders aussehende asylsuchende nicht  in 
gruppen laufen sollten, das ist wie eine 
Provokation der bevölkerung. Löst angst 
aus. bei den Frauen hat man auch gesagt, 
anstatt die Männer zu erziehen, dass   
sie nicht in der nacht unterwegs sein und 
keine Unterführungen benutzen sollen.

harika: eine Frage an die Leute, die 
wählen können: gefallen euch die kont-
rollen? Vielleicht müssten die kontrollier-
ten auch schreien, dass es mehr auffällt. 
Du gehst einkaufen und jemand schreit 
neben dir. hat es den Leuten gefallen, als   
der Fcz-captain chikhaoui im Juni   
dieses Jahres an der bahnhofstrasse von  
der Polizei überfallen und zu boden 
geschlagen wurde? Die toleranz ist selbst 
in diesem krassen Fall hoch. Viele   
denken, die Polizei hat es sicher richtig 
gemacht, er ist selber schuld.

Die Schweiz hat anscheinend nur ein 
Problem: die ausländer. So kommt es   
mir auf jeden Fall vor. keine Schulprobleme,   
keine Familienprobleme, keine geldpro-
bleme. aber in meinem Land (der türkei) 
ist die Schweizer Politik sehr wohl ein 
Problem. Der von den europäern gelebte 
kolonialismus, das kapitalistische System 
und die grossen Firmen. Die vom Westen 
ausgehende kriegsmentalität – diese Prob-
leme haben wir. nicht nur in der türkei,   
in vielen Ländern. Die Schweiz profitiert 
von unseren Ländern, aber trotzdem 
 dürfen wir nicht in die Schweiz kommen 
und überleben, sondern sollen bleiben, wo 
wir sind und wegen ihrer Politik sterben.

*****
abed, du wirst immer wieder grundlos 
kontrolliert, wie geht es dir dabei?

Sie versuchen unseren charakter zu 
brechen, damit wir eingeschüchtert sind, 
uns isoliert fühlen. Den ganzen tag frag ich 
mich: «Weshalb haben sie mich das gefragt, 
was wollten sie damit sagen?» Das ist demü-
tigend, ohne grund die anderen Menschen 
verletzen. einmal hat mir ein Polizist 
gesagt: «Ja, ich demütige dich extra, schau 
da, du kannst meinen namen aufschrei-
ben.» Das war vor weniger als einem Jahr 
im hauptbahnhof.

Sie versuchen einfach, mich zu ärgern, 
dass ich mich wehre, sie schubse. eine 
Polizistin hat mich im bahnhof Winter-
thur nach all den Fragen nach Drogen und 
Waffen mal gefragt: «Findest du, wir sind 
rassisten?» Sie wollte, dass ich sage, sie 
seien rassisten, damit sie etwas gegen mich 
in den händen haben. Sie verletzen mich 
mit Worten und hoffen, dass ich sie als ras-
sisten bezeichne und sie eine beschwerde 
gegen mich machen können.

egal wo und wann, ich weiss, sie 
werden mich grundlos kontrollieren, nicht 

mit respekt behandeln. Sondern unver-
daut ihre Vorurteile auf mich loslassen. 
Sie haben grünes Licht, sie dürfen, in aller 
Öffentlichkeit, egal wo. es wird gedeckt von 
der grundstimmung in der Schweiz. Das ist 
in den Medien kaum ein thema, aber wir 
bekommen es zu spüren.

Wenn die Polizei an einem ort steht, 
nehme ich einen anderen Weg. Wenn die 
Polizei mich trifft, werde ich sofort mit 
demütigenden Fragen kontrolliert, gleich 
wie vor fünf, sechs Jahren. Damals konnte 
ich mich nicht verbal verteidigen. Die 
Polizei erlaubt sich mehr, wenn ich nicht 
spreche, mich nicht verteidige. Wenn du 
dich wehrst, verändert es dich, du hast 
mehr Mut, ich bin stärker, weil ich keinen 
grund habe, mich demütigen zu lassen. 
Meine augen sind offener geworden, ich 
habe mehr informationen.

Demütigend ist, ich habe nichts 
gemacht, sie dürfen mich einfach anhal-
ten, demütigende Fragen stellen: Was 
machst du in der Schweiz? Warum gehst 
du nicht zurück? Wo sind deine Drogen? 
Wo sind deine Waffen? ohne konkreten 
grund. Das ist nicht die aufgabe der Poli-

zei, das ist die aufgabe der gerichte. Die 
entscheiden über mich.

wenn du dich verbal wehrst, hast du dann 
nicht mehr probleme?

heute kann ich mich verteidigen und 
am Schluss sind die Polizisten gegangen. 
Sie haben mir nicht mehr auf meine Fragen 
geantwortet, wollten nicht mehr diskutieren. 
Sie haben gemacht, was sie wollten, ihre 
demütigenden Fragen gestellt, nichts gefun-
den. Sie wussten, dass sie verloren haben 
und mich nicht mitnehmen können. Dann 
stehe ich da und frage: «hey, warum hast du 

februar: städtischer erlass 
«Vorschriften über strassenpros-
titution»: Definition von zwölf 
strichzonen.

noVeMber: Die spektaku-
lärste räumung eines besetzten 
hauses in der schweizer geschich-
te:  u.a. mit helikopterunterstützung 
und antiterrortruppen wird das 

wohlgroth-areal beim hauptbahnhof ge-
räumt. (bild → s. 26)

Die gesprächspartner*innen für einmal vor der hauptwache «urania» der stadtpolizei zürich. foto: zvg
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das gemacht?» aber sie können nicht mehr 
bleiben, zehn Minuten,  eine halbe Stunde, 
das war genug. Sie haben ihre aktion 
gemacht, in aller Öffentlichkeit, vor den 
augen aller. Manchmal mit körperkontrolle.

wenn sich eine person einmischen würde, 
würde dich das stören oder freuen?

ich wäre froh und glücklich, dass 
eine zweite Person sich an dieser Diskus-
sion beteiligt, ihre augen aufmacht und 
sieht, was diese Polizisten machen. Wenn 
eine andere Person kommt, gibt mir das 
mehr Sicherheit. Die Polizisten sind dann 
vorsichtiger mit dem, was sie sagen. Sie 
können mich nicht einfach eine halbe 
Stunde festhalten. Sie werden eher gehen, 
aber wenn ich alleine bin, dann kann ich 
mich nicht so gut verteidigen.

ich will meinen tag geniessen können, 
meinen ideen und Plänen nachgehen und 
nicht tagelang meinen kopf besetzt haben 
mit all den Fragen um die kontrollen. Das 
erlebte verarbeiten und überlegen, was 
könnte ich das nächste Mal besser sagen, 
wie könnte ich mich verteidigen, wie 
könnte ich reagieren.

*****
beispiel: festnahme von k.

k und b trafen sich an einem nachmit-
tag im Frühling per zufall an einer tram-
haltestelle in zürich nord und begrüssten 
sich. Sofort kamen zwei zivilpolizisten zu 
Fuss und verlangten die ausweise.

Polizist 1: «Sind sie illegal hier?»
k: «nach meiner Logik ist niemand 

illegal.»
k zeigt eine kopie seines ausländer-

ausweises und erklärt, das original sei 
beim Migrationsamt zum Verlängern.

k: «ich möchte ihren ausweis sehen.»
P1: «Ja, ja, ich zeige ihn nachher.» (Den 

ausweis zeigte er aber während der ganzen 
Festnahme nie.)

k: «Was ist das Problem? Warum 
machen sie das?»

P2: «ihr seid kriminell! Wir haben 
angst vor euch! Wenn Sie nicht kontrolliert 
werden wollen, warum gehen Sie nicht 
nach Syrien zum iSiS?»

k: «Ja, ich weiss, dass ist euer ziel: 
dass wir zum iSiS gehen und Leute köpfen, 
damit ihr dann in den Medien zeigen könnt, 
dass wir alles terroristen sind. aber wir 
machen es nicht.»

P2: «Schauen Sie ihren kollegen an, der 
ist ruhig, sie sollten es auch so machen.»

in diesem Moment klingelt k’s telefon, 
er nimmt es hervor und schaut auf das 
Display.

P1 schlägt k das telefon aus der hand 
und P2 zieht k sofort handschellen an.

k und b werden auf den Polizeiposten 
des hauptbahnhofs gebracht. Dort wer-
den ihre Sachen in Plastiktüten gepackt, 
sie müssen sich ausziehen, sie werden im 
intimbereich untersucht und es werden 
ihnen die Fingerabdrücke genommen. Sie 
werden in separate zimmer gesperrt.

nach zwei Stunden wird k zum Verhör   
geholt. er weigert sich, Fragen zu be ant- 
worten. er habe keinen Fehler ge macht. 
Fünf Minuten später heisst es,  er solle 
gehen. er verlangt die namen der Polizis-
ten. «Wir geben nie schriftlich einen 
namen», sagen sie lachend. k weigert sich 
zu gehen. zehn Minuten später kommt  
ein dritter Polizist: «Sie sind frei, sie müs-
sen jetzt gehen.»

k: «Ja, ich gehe, aber ich brauche die 
namen von den beiden Polizisten, weil ich 
sie anzeigen will.»

P3: «Ja, sie können sie anzeigen, aber 
sie verlieren zeit und geld und können 
nichts machen.»

k: «ich weiss nicht, weshalb sie mich 
festgenommen haben, ich will es wissen.»

P3: «Sie waren am anfang arrogant 
und unanständig zu ihnen, und wenn sich 
jemand so verhält, haben wir das recht, 
diese Person mitzunehmen.»

k: «nein, der grund war, dass ich 
mich auf meine rechte berufen habe. auch 
wenn sie mich hundert Mal so verhaften 
und  herbringen, ich will trotzdem immer 
wissen warum.»

P3: «Wenn jemand keinen ausweis 
dabei hat, dann müssen wir ihn mitnehmen 
zur identifizierung.»

k: «ich hatte ja eine kopie meines aus-
weises, den Führerschein, Versicherungs-
karten und mein Sbb-abo mit Foto.»

P2 (steht jetzt in der nähe): «Wenn du 
jetzt nicht gehst, rufe ich einen arzt, der 
dich in die Psychiatrische klinik einweist.»

Sie bringen ks Sachen mit einem zettel 
(inventar), den er hätte unterschreiben 
sollen, k unterschreibt nicht, weil er nicht 
weiss, wie viel geld er genau in seinem 
Portemonnaie hatte. Darauf wirft P2 seine 
Sachen vor ihm auf den boden.

Von den anwesenden Polizisten wies 
keiner seinen kollegen zurecht.

Raphael Jakob und Mischa Brutschin

raphael Jakob und Mischa brutschin fordern   
nach wie vor: «bleiberecht für alle.»

Sicherheit UnD SaUberkeit
Öffentlicher raum in der tradition der protestantischen Puritaner*innen: bis in die 

1980er-Jahre diente die zürcher Polizei vor allem der aufrechterhaltung der öffentlichen ruhe 
und ordnung. ihr rüpelhaftes Vorgehen stiess dabei oft auf den Protest breiter kreise.   
heute ist die Polizei eingebettet in ein heer von Sozialarbeiter*innen, die versuchen, auffälliges 
Verhalten frühzeitig zu stoppen.

D
ie entwicklung der gassen-
arbeit lässt sich am besten 
anhand des Umgangs mit den 
sozial Marginalisierten dieser 

gesellschaft aufzeigen. Die zagjp (zür-
cher arbeitsgemeinschaft für Jugend-

probleme) war seit ihrer gründung 
mit gassenarbeiter*innen in der Szene 
 präsent. Damals war die «gasse» noch 
kein Synonym für die Drogenszene, son-

dern bezeichnete den öffentlichen raum, 
als einen ort, an dem nicht-kommerzielle 
kultur gelebt werden konnte – mit dem 
Schwerpunkt auf Musik. zum Selbst-
verständnis der gassenarbeiter*innen 
gehörte, präsent zu sein, zuzuhören und 
zuzuschauen. Wichtig war ihnen, ideen 
raum zu geben, sich selber überflüssig zu 
machen. «Wenn es läuft, geh raus, sonst 
blockierst du es», war einer ihrer grund-
sätze. Die zagjp war in all ihren Projekten 
anwaltschaftlich tätig und vermied es 
so weit als möglich zu kontrollieren. Die 
kontrollen übernahm die Polizei. in den 
1970er- und 1980er-Jahren setzte sie um, 
was unter der bürgerlichen ruhe und 
ordnung verstanden wurde. Für die Leute 
auf der gasse hiess das schon damals 
Vertreibung und Wegweisung, es waren 
auslöser der Jugendbewegung, neben den 
fehlenden selbstverwalteten räumen.

am Platzspitz richtete sich ab dem 
Frühling 1985 die Drogenszene ein.  
nach Jahren des hin- und herjagens in 
der innenstadt beschloss der Stadtrat, 
die hetzjagd auf die Junkies einzustellen. 
Von nun an fühlte sich die Polizei mit  den 
zunehmenden kontrollaufgaben vor ort 

belastet, viele Polizist*innen sagten, das 
sei nicht ihre arbeit, Frust breitete sich im 
korps aus, die kündigungen nahmen zu. 
im gegensatz dazu stellte sich die gassen-
arbeit der zagjp ganz auf die Seite der 
Junkies. Diese zwei Pole ermöglichten nur 
eine geringe Verständigung, beide be - 
riefen sich auf die grundsätze ihrer arbeit.

1992: platzspitzschliessung und 
 stadthygiene – was ist nützlich und 
 verträglich für die stadt?
Die Platzspitzschliessung im Februar 1992 
und die Stadthygiene gingen hand in hand. 
zur Vorbereitung der Vertreibung der offe-
nen Drogenszene schossen in den umliegen-
den Quartieren und am hauptbahnhof gitter 
wie Pilze aus dem boden. Die hinterhöfe 
wurden abgesperrt und Sitzbänke demon-
tiert und durch unbequeme Sitzteller ersetzt.

obwohl allen klar war, dass die 
Vertreibung keine Lösung bringen würde, 
setzte der Stadtrat unbeirrt auf die flankie-
renden Massnahmen seiner drei Säulen: 
therapie, repression, Überlebenshilfe. 
konkret hiess dies: Schaffung von gassen-
zimmern und Fixerräumen, die aber nur 
Stadtzürcher*innen offen standen. zur 
kontrolle dafür wurde ein brauner Pass 
abgegeben. Wer keinen besass, wurde von 
der Polizei verhaftet, ins rückführungs-
zentrum am hegibachplatz gebracht und in 
die heimatgemeinde zurückgeschafft. zur 
Überlebenshilfe gehörte die abgabe von 
Methadon und heroin in den gassenzim-
mern und Fixerräumen. therapie bestand 
darin, die Süchtigen zum entzug zu moti-
vieren, unter anderem, indem sie durch 
polizeiliche kontrollen und Verhaftungen 
aus der sogenannten anonymität gerissen 
werden sollten. Dazu gehörten auch die 
rückführungen in die heimatgemeinden.

bereits am Platzspitz war die gassen-
arbeit für die zagjp nur noch beschränkt 
möglich. Das ghetto1 stand dem selbstbe-
stimmten ansatz der gassenarbeit diame-
tral entgegen: es zerstört, fördert Macht-
entfaltung, Leute spielen sich gegenseitig 
aus. im ghetto ist Sozialhilfe nicht möglich, 
sondern nur nothilfe. Diese Situation 
spitzte sich ab ende 1992 am Letten massiv 
zu. Die zagjp verweigerte schliesslich   
die karitative arbeit am Letten und legte 
ihr Mandat nieder: «euren Dreck räumen 
wir nicht mehr weg, gassenarbeit ist  
nicht mehr möglich, das ist nur noch 
elendsverwaltung. Wir fühlen uns nur 
noch als Voyeure.»

Die stadtpolizei zürich kauft sich für chf 
700 000 ein «Video-bildsystem» von sony: 
über einen «laser Videodisc recorder,  
-processor und -player» (= computer) kön-
nen karten-ausschnitte der stadt zürich an-
gezeigt werden. Von der zentrale aus können 
den beamt*innen im einsatz Details  
(z. b. hausnummern) der örtlichkeit übermit-
telt werden. (Der online-kartendienst google 
Maps wurde am 8. februar 2005 lanciert.)

august: in kurzer folge werden drei 
Menschen auf dem zürcher lettenareal 
 erschossen. Die ermittlungen richten sich   
so fort und ausschliesslich auf eine angebliche  
«abrechnung unter Drogenhändlern» («Dro-
genkrieg»). später wird zwar ein tunesier   
wegen einer der Morde verurteilt. Doch der  
begründete Verdacht, dass die Morde mit 
einer schweizer armeewaffe von der korn-
hausbrücke herab ausgeführt wurden,  
bleibt bis heute bestehen. (siehe: fredi lerch:  
Der sündenbock vom letten. woz 20/1997)

septeMber: Das zürcher stimmvolk 
bewilligt das «provisorische polizeigefängnis» 
auf dem kaserne-areal. 

noVeMber: Der erste Versuch für 
 kontrollierte heroinabgabe in zürich beginnt. 
im laufe der zeit wird die heroinabgabe 
 institutionalisiert.

DezeMber: eidg. abstimmung über 
die zwangsmassnahmen im ausländerrecht. 
 Diese werden im februar 1995 eingeführt.

februar: gleichzeitige räumung 
der offenen Drogenszene am letten und 
eröffnung des provisorischen polizeigefäng-
nisses (propog) auf dem kasernen-areal. 
Das propog sollte nur 5 Jahre bestehen, wird 
allerdings frühestens 2020 durch ein neues 
gefängnis im pJz ersetzt.

19
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spätsommer 1991: Montage eines gitterelementes in der platzspitzanlage. foto: gertrud Vogler

Mittwoch, 8. april 2015, 14 uhr: Menschenkette gegen rassistische polizeikontrollen bei der asz. foto: asz
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März: aufbau der städtischen  
gassenarbeit sip züri (sicherheit – inter -
vention – prävention)

april: revision der bau- und zonen-
ordnung unter bauvorstand ledergerber:   
u. a. Verbot der sexgewerblichen nutzung in 
zonen ab 50% wohnanteil.

soMMer: start der kampagne  «erlaubt 
ist, was nicht stört» unter dem stichwort 
 «sicherheit und sauberkeit».

in den 1990er-Jahren gab es zunehmend 
andere private oder städtische angebote, 
sodass die reibungspunkte zwischen 
der zagjp und den Stadtbehörden immer 
 grösseres gewicht einnahmen. zusammen 
mit der kompromisslosigkeit der zagjp 
folgte im Juni 1998 die Streichung der städti-
schen Subventionen. Denn die Stadthygiene 
stand dem emanzipativen ansatz der zagjp 
diametral entgegen: Säubern, was stört, und 
institutionell betreuen. Und während die 
Stadt früher noch auf die zagjp angewiesen 
war (da die arbeit sonst niemand machen 
wollte), konnte sie jetzt ausweichen auf ins-
titutionen, die die städtische Drogenpolitik 
öffentlich unterstützten und mittrugen.

sommer 2000: erlaubt ist, was nicht stört
nach der räumung des Lettens galt in 
zürich die Devise der «rückeroberung 
des öffentlichen raumes». hinter diesem 
Schlagwort versteckte sich nichts anderes 
als die Vertreibung von allem, was von der 
einheimischen bevölkerung als störend 
empfunden wurde.

Mit der Schaffung der abteilung 
«Sicherheit intervention Prävention» (sip 
züri) übernahm das Sozialdepartement 
zurechtweisende aufgaben, die vorher 
zivilgesellschaftlich gelöst wurden, oder 
vergab sie im auftragsverhältnis an private 
organisationen wie die «offene Jugend-
arbeit» (oJa). Mit der sip züri kombinierte 
die Stadt «ordnungsdienstliche und sozi-
alarbeiterische interventionen im öffentli-
chen raum». So beschloss der gemeinderat 
im Jahr 2009 beispielsweise die definitive 
einführung der «task Force züricourage» 
und erteilte der sip züri den auftrag, «bei 
Jugendgewalt und exzessivem alkohol-
konsum im öffentlichen raum» sowie im 
bereich der individuellen abfallentsorgung 
zu intervenieren.

«Der linksliberale Stadtrat hat sich ein 
Instrument für eine Null-Toleranz-Politik 
geschaffen, ohne dabei offensichtlich autori-
tär zu wirken. Erst beim zweiten Blick fällt 
auf, dass die Opfer dieser Kampagne ein 
weiteres Mal Randgruppen sind, die dem 
sauberen Selbstbild von Zürich ein Dorn im 
Auge sind. Zürich will ein urbanes Zentrum, 
das das Bild der wohlhabenden Schweiz 
repräsentiert. Darin haben Randgruppen 
keinen Platz, die nur ein kleines Einkommen 
haben (Migrantinnen, Alleinerziehende, 
Familien, Arbeitslose, Jugendliche) und sich 
keine schicke Loft in einem ‹Aufwertungs-
Neubau› leisten können.» (auszug aus einem 
Flugblatt zu «reclaim the Street» vom 
31. august 2002)

organisation zürich) im Sommer 2015 ihre 
zusammenarbeit mit der sip züri vorerst 
eingestellt. Fragt sich nur, für wie lange.

2009: polizeigesetz und  
wegweisungsartikel
Der Wegweisungsartikel im Polizeigesetz 
ist ein weiteres Mittel des zürcherischen 
«erlaubt ist, was nicht stört». bemerkens-
wert ist, dass der zürcher Stadtrat beim 
kanton Druck gemacht hat, zusätzlich zur 
Wegweisung auch noch das rayonverbot 
einzuführen (im gegensatz zu Winterthur, 
bern und St. gallen).

Seit der Änderung des Polizeigesetzes 
2009 hat sich die Praxis der Wegweisung zu 
einem beliebten instrument entwickelt,  um 
den öffentlichen raum zu regulieren. Was 
vor 30 Jahren noch gegenstand heftiger 
Diskussionen unter den einwohner*innen 
war und entsprechend der Situation auch 
von den betroffenen selbst gelöst werden 
konnte, gehört heute zum aufgabenbereich 
der staatlichen und privaten kontroll- und 
repressionsorgane.

Das Praktische an der Wegweisung ist 
ja, dass alleine die absicht oder die Mög - 
lichkeit reicht, dass eine Person die ordnung  
stören könnte, um gegen sie vorgehen zu 
können. oder wie es die dama lige Polizei-
vorsteherin esther Maurer in einem inter - 

trotz den zahlreichen Protesten und 
punktuellem Widerstand sind die kampa-
gnenziele von 2001 heute bestandteil des 
gesellschaftlichen Denkens. Die städtische 
gassenarbeit sorgt sich heute vor allem 
darum, dass regeln möglichst schmerzlos 
eingehalten werden. bei nicht-befolgen der 
sip-ratschläge kommt der grosse bruder – 
die Polizei. gesellschaftliches Fehlver-
halten im öffentlichen raum wird immer 
schneller mit temporärem Wegschliessen 
sanktioniert. Damit es in der Stadt so schön 
ist wie zuhause.

Die Maxime der Sozialraumorientie-
rung tönt im ansatz ganz schön: Schau  
in die Quartiere raus, sitz nicht nur im büro. 
Die Prinzipien: orientierung am Willen  
der Menschen, Unterstützung von eigenini-
tiative und Selbsthilfe, konzentration   
auf die ressourcen (der Menschen und des 
Sozialraumes), zielgruppen- und bereichs-
übergreifende Sichtweise sowie kooperation  
und koordination. Die Stadt soll ein raum 
sein, in dem alle Platz haben.

Doch im alltag setzt(e) sich oft die regu-
lierende Variante durch: «Wir reden mit  
dir, bevor wir zuschlagen. Da hast du die 
Bandbreite, in der du dich bewegen kannst. 
Wenn du diese Grenzen überschreitest, 
 verfügen wir über eine breite Palette ver - 
schiedener Interventionstruppen, die entspre-
chend reagieren werden. In der regulierten 
Partystadt Zureich kannst du nichts mehr 
unbeaufsichtigt machen, alles fällt auf, du 
hast keinen nicht-kommerziellen Raum, 
wohin du dich zurückziehen und entfalten 
könntest, ohne als störend und irritierend 
empfunden zu werden.»

Das ist ein rückfall in die puritanische 
Stimmung der 1960er-, 1970er-Jahre. Dazu 
gehört auch die grundstimmung, dass   
alle Sozialhilfebezüger*innen in erster 
Linie als verdächtig gelten. es ist  an ihnen  
zu beweisen, dass sie keine Sozialschma-
rotzer*innen sind. Sozialdetektive sind 
unterwegs und animieren zur Denunziation.  

view mit dem tages-anzeiger im Juni 2008 
auf den Punkt brachte: «Laut gesetzes-
entwurf soll die Polizei künftig auch Perso - 
nen wegweisen können, die durch ihr 
Verhalten ‹begründet anstoss oder Furcht 
bewirken›.» – «Das Verrückte ist ja, dass   
die Polizei heute praktisch immer das 
Delikt abwarten muss, bis sie ein griffiges 
instrument hat, um einzuschreiten. Sie 
reichen aus im Fall von asylbewerbern. 
Dort gilt das rayonverbot bereits jetzt. 
bei Leuten mit bürgerrecht oder nieder-
lassungsbewilligung gibt es diese bestim-
mung aber nicht.»

bis zur Lettenräumung war es mög-
lich gewesen, als zeug*in bei kontrollen  
und Verhaftungen stehen zu bleiben.  Das 
wirkte und zeigte den Polizist*innen,   
dass sie nicht unbeobachtet sind. Diese 
Selbstverständlichkeit müssen wir uns 
wieder aneignen. heute riskieren Per-
sonen, die kontrollen beobachten, sich 
einmischen, dass sie selber weggewiesen 
oder gar verhaftet werden. es gehört zur 
rückeroberung des öffentlichen raums, 
dass wir uns das nicht länger gefallen 
lassen. es ist auch ein kleines zeichen 
der Solidarität gegenüber den Leuten, die 
mit den Wegweisungen und kontrollen 
konfrontiert sind.

Ezgi Akyol und Mischa Brutschin

Der protestantische arbeitsethos innerhalb 
der SP und der grünen setzt sich durch: 
«arbeit statt Fürsorge.» im aktivierenden 
Sozialstaat sind sozialleistungsbeziehende 
erwerbslose verpflichtet, für die finan-
zielle Unterstützung eine gegenleistung 
zu erbringen. Die mit den Massnahmen 
zusammenhängenden finanziellen kürzun-
gen sowie die Verschärfung der bezugs-
bedingungen sollen unter anderem die 
erwerbslosen motivieren, ihre Situation 
aktiv zu verändern. Das ausbezahlen des 
sozialen existenzminimums wird an ein 
bestimmtes Verhalten von betroffenen 
geknüpft. Die aktivierungspolitik im 
Sozialstaat unterstellt somit den betroffe-
nen Passivität; die Verantwortung für die 
gesellschaftliche Position der einzelnen 
wird individualisiert. Der Soziologe Peter 
Schallberger, Professor an der Fachhoch-
schule St. gallen, beschreibt die auf diese 
art verrichtete arbeit als formell unfrei 
beschäftigte und staatlich subventionierte 
billigarbeitskraft.

nicht zuletzt tragen die arbeits-
integrationsprogramme auch zur Stadt  - 
hygiene bei: Wer für ein bisschen  
Sozialhilfe in einem beschäftigungsprog - 
ramm steckt, kann nicht mehr auf der 
Strasse rumlungern.

2008 : sicherheit intervention  
prävention (sip züri)
2008 erhielt die sip züri mehr Mittel 
und damit mehr Macht. bis zu diesem 
zeitpunkt glichen sie eher hilflosen 
Sozialar beiter*innen, die keinen zugang 
zu ihren «klient*innen» fanden. ihre 
einzige Drohung bestand darin, die 
Polizei zu rufen. Dies war ihrem ruf 
als gassenarbeiter*innen nicht gerade 
förderlich. Doch ab 2008 begannen die 
verschiedenen repressionsmittel besser 
ineinanderzugreifen.

Die kompetenzen werden aufgesplittet.   
Polizei und sip züri arbeiten eigentlich 
zusammen, die Polizei ist aber dem Polizei-
departement (Stadtrat Wolff), die sip züri 
dem Sozialdepartement (Stadtrat golta) 
unterstellt. Somit ist jeder nur für seinen 
bereich zuständig und kann behaupten, 
auf den anderen bereich keinen einfluss zu 
haben.

Die ausnüchterungszellen («hotel 
Suff») sind Sinnbild davon, dass keine aus-
wüchse mehr toleriert werden. Polizei   
und sip züri erhalten immer mehr kom-
peten zen, Leute wegzupacken, die nicht 
in das bild der trendigen global city 
passen. am ende des Versuchbetriebs gab 
der Stadtrat im Frühling 2014 bekannt, 
dass das «hotel Suff» auch für psychisch 
auf fällige Leute benutzt werden darf. 
Das heisst, die Polizeipatrouillen dürfen 
selbstständig entscheiden, wer psychiat-
risch abgeklärt werden soll und die Person 
präventiv festnehmen …

Die sip übernahm auch immer mehr 
ordnungsarbeiten wie z. b. die empfang-, 
zutrittskontroll- und Sicherheitsdienstauf-
gaben im bundeslager für asylsuchende  
am Juchweg. nach kritik in den Medien 
und im Parlament hat die aoz (asyl-

1 Der platzspitz war damals ein von der rest-
lichen stadt abgetrennter park, der von der bevöl-
kerung gemieden wurde, in dem eigene regeln 
galten, sowohl für die konsument*innen wie  für 
die polizei. in diesem sinne sprachen wir damals 
vom «platzspitz-ghetto».

siehe auch woz-artikel: Der sozialarbeiter  
als sheriff, 3.9.15.

ezgi akyol und Mischa brutschin sagen herzlich 
Danke an alle, die ihnen halfen, sich durch das 
Dickicht der geschichte zu arbeiten.

esther Maurer (sp) 
übernimmt das 
 polizeidepartament, 
in welchem sie   
bis 2010 bleibt.

Juni: Der 
gemeinderat 

 beschliesst, sich nicht mehr weiter    
an den projekten der zagJp- 

gassenarbeit zu beteiligen.

WeM gehÖrt Der 
ÖFFentLiche raUM?

«Wenn es Personengruppen verboten wird, 
sich in einem bestimmten teil des öffentli-
chen raums aufzuhalten, wird das länger-
fristig zu einer Veränderung des charak-
ters dieses raums führen.

Um eine politische rolle spielen zu 
können, muss eine Personengruppe im 
öffentlichen raum repräsentiert sein. 
Wenn man gewisse gruppen nicht mehr zu 
gesicht bekommt, nicht mit ihnen kon-
frontiert wird, kommen sie auch nicht in 
der eigenen ‹mental map› vor, und dadurch 
werden sie letztlich politisch nicht mehr 
berücksichtigt.

in einem liberalen rechtsstaat gibt es 
im öffentlichen raum kein recht darauf, 
nicht anstoss nehmen zu müssen am Ver-
halten oder der Präsenz anderer Leute. es 
gibt kein recht darauf, sich nicht gestört 
zu fühlen, wenn man durch den bahnhof 
geht.» (Daniel Moeckli Woz 14. 8. 2014)

19
98

20
00

zwei sujets der «erlaubt ist, was nicht stört»-kampagne. gestaltung: partner+partner ag, winterthur
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März: lancierung langstrasse 
plus: «Der stadtrat reagierte auf die stetige 
Verschlechterung der situation im Quar-
tier mit dem start des projekts lang strasse 
plus. Dringendstes ziel war die  rasche 
Verbesserung der öffentlichen ordnung und 
sicherheit im Quartier (Drogenhandel und 
-konsum, sauberkeit, kampf gegen graffiti).  
zur erreichung dieses ziels war nicht nur 
eine erhöhte präsenz von stadtpolizei und sip 
züri nötig, sondern auch zusätzliche anstren-
gungen etwa von grün stadt zürich sowie 
entsorgung und recycling zürich und dem 
präsidialdepartement.» (Medienmit teilung 
des stadtrates vom 19.4.2011). offiziell stand 
der kampf gegen die Verslumung des Quar-
tiers im Vordergrund. wie so oft eine beschö-
nigung der tatsache, dass der gentrifizie-
rung der boden vorbereitet wurde. weiterer 
 ausserhalb zürichs wenig beachteter aspekt:  
Durch den aufkauf zahlreicher Milieu-
liegenschaften trocknen die zürcher behör-
den den «sumpf» der sexarbeit aus. Der  
«chreis cheib» wird zur partymeile für die 
zahlungskräftige spassgesellschaft. Juni: inkrafttreten des personenfreizügig-

keitsabkommens: legalisierung von vie-
len sich bereits in der schweiz befindenden 
sexarbeiter*innen.

krieg», heute noch unbekannte Mörder 
erschossen mit Sturmgewehren der 
Schweizer armee und Dumdum-geschos-
sen von der kornhausbrücke aus drei 
angebliche «Drogenhändler». Drogen-
händler stellen aus Protest die beliefe-
rung ihrer kunden ein – die Schweizer 
Medien drehen durch, als wären sie selbst 
«auf dem aff» (damaliger ausdruck für 
opiat-entzug symptome).

Die behörden bauen im gleichen Jahr 
auf dem kasernen-areal ein «provisori-
sches Polizeigefängnis», das nur einige 
wenige Jahre bestehen sollte, aber natür-
lich noch heute in betrieb ist. Die geringste 
zustimmung erhält der knast übrigens im 
kreis 5.

am 1. Februar 1995 treten die «zwangs-
massnahmen im ausländerrecht» in kraft. 
Sie erlauben es, eine bestimmte kategorie 
von «ausländer*innen» für 12 Monate ohne 
gerichtsurteil in ein gefängnis zu stecken. 
Später wird die Sonderstrafe verlängert. 
tausende wurden seitdem für Monate und 
Jahre in so genannte «administrativhaft» –  
vor allem, aber nicht nur – im grässli-
chen Flughafengefängnis zürich kloten 
gesteckt.

Die erFinDUng DeS aUSLÄnDiSchen DrogenhÄnDLerS
Wie die rot-grüne zürcher Stadtregierung unter Druck kam, weil sie die Drogenszene trotz  

heftigem Drehen an der repressionsschraube nicht wegzaubern konnte. Wie sie mit der 
erfindung des «ausländischen Drogenhändlers, gegen den die Polizei nichts tun kann», image 
und Job rettete und schliesslich die gefängnisse mit Unschuldigen füllte.

W
aren die blind? Wer heute 
die Medienberichte aus den 
frühen 1990er-Jahren konsu-
miert, staunt. es gab grosse 

Drogenszenen, die themen Drogenkonsum, 
Drogenelend und Drogenkriminalität 
waren Dauerbrenner. Doch eines schien es 
in den zeiten, als die zürcher Drogenszene 

am Platzspitz als «zurich needlepark» in 
der Weltpresse Schlagzeilen machte, fast 
nicht zu geben: Drogenhändler. Praktisch 
niemand interessierte sich für Drogen-
händler und die tatsache, dass viele der 
Söldner des heroin-business schon damals 
keinen Schweizer Pass hatten, beschäftigte 
die Öffentlichkeit nicht. Schon gar nicht   
die Medien und die Politik.

Doch ab Frühjahr 1992 wurde alles 
anders. Plötzlich trat der ausländische 
Drogenhändler, auch bekannt als «dea-
lender asylbwerber», auf. Jetzt erschien 
er auf den titelseiten der zeitungen, man 

fand ihn in der Drogenszene und in den 
restaurants der Umgebung, auf der Strasse 
und im Quartier, in den köpfen der Junkies 
(Drogensüchtigen), in den Forderungen 
der Politiker und den albträumen der 
 bevölkerung.

Was war passiert? Waren die Drogen-
händler im «needle Park» (Platzspitz-  
Park zürich), in dem die Drogenszene von    
1986 bis 1992 gehalten wurde, herzige 
bündner oder süsse baslerinnen? Waren 
sie brave buchhalter und zuvorkommende 
kioskfrauen mit einem etwas anderen 
Sortiment?

Jahrzehnte der Jagd auf «Drögeler»
rückblick: Seit den 1970er-Jahren gehörten 
sichtbare Drogenszenen, in denen ver-
botene Drogen gehandelt und konsumiert 
wurden, zu den europäischen und beson-
ders zu den Schweizer Städten. Wer illegale 
Drogen konsumierte, war kriminell, 
arbeitsunfähig, ein outcast und gehörte ins  
gefängnis. Die Szene wanderte, von der 
Polizei mehr oder weniger hart verfolgt, von  
ort zu ort durch die Stadt. Von den trep-
penstufen am Limmatufer («rivi») ins 
niederdorf, über das bellevue an den bahn - 
hof Stadelhofen. Der Fokus von Politik, 
Medien und bevölkerung lag auf den 
Drogen konsumenten und man suchte das 
heil in der Verschärfung der Strafgesetze.

Der needle park und rotgrün
1990 gewannen SP und die grüne Partei die 
Mehrheit im neunköpfigen zürcher Stadt-
rat, der Förster robert «bobby» neukomm 
übernahm das Polizeidepartement und 
damit die Verantwortung für den wichtigs-
ten teil der Drogenpolitik: repression.  auf 
dem Platzspitz gab es viele ausländische 
Drogenhändler, doch für Stadt und Medien 
war das kein thema. Problem für die einen, 
Feindbild für die anderen waren die Dro-
gensüchtigen. Die damals noch marginale 
SVP und ihre rechten Freunde waren für 
zwangsentzug und abstinenz, man hatte 
angst vor den Junkies, die Medien konzen-
trierten sich auf beschaffungskriminalität. 
im Juli 1990 veröffentlichte der nunmehr 
rot-grün dominierte Stadtrat von zürich 
«10 drogenpolitische grundsätze». es geht 
in den zehn Punkten um Suchtfreiheit, 
darum, dass auch Drogenabhängige zur 
gesellschaft gehörten, Legalisierung des 
Drogenkonsums, Überlebenshilfe. Mit 
keinem einzigen Wort wird der Drogenhan-
del erwähnt, schon gar nicht der «auslän-

dische Drogenhändler». Man streitet um 
Fixerräume und um die «Sogwirkung» der 
Drogenszene auf dem Platzspitz. Der Platz-
spitz wird eingezäunt, die systematische 
und buchstäblich mörderische Jagd auf 
Drogenabhängige soll die attraktivität des 
Parks besonders auch für «ausländische 
Drogenabhängige» verringern. ein Pos-
tulat im kantonsrat fordert im September 
1991 «geschlossene anstalten für Drogen-
konsumenten». Und im april 1992 titelt ein 
SVP-inserat: «keine Fixerräume. keine 
heroinabgabe. Sondern therapie!» Die Wut 
der bevölkerung richtet sich gegen geplante 
notschlafstellen in Quartieren – in Wie-
dikon streiken Schüler*innen und fliegen 
Steine (Dezember 1991). «ausländer» sind 
kein thema.

im Januar 1992 werden der Platzspitz – 
unterdessen von hohen zäunen umgeben –  
sowie der hauptbahnhof zürich nachts 
geschlossen und Junkies vertrieben. 
Wenige Wochen später wird der «needle 
Park» ganz abgeriegelt, die Szene verlagert 
sich in den noch proletarisch gesprägten 
kreis 5.

Die Vertreibungspolitik scheitert,  
der stadtrat gerät unter Druck,  
neue feinde müssen her
Der Stadtrat will vor allem die entstehung 
einer «offenen Drogenszene» im kreis 5 ver-
hindern und veranstaltet eine regelrechte 
und regelmässige treibjagd auf Drogen-
abhängige durch das Quartier. Dieses ver-
barrikadiert sich – viele gitter stehen   
noch heute – und die Medien sind voll mit 
lebensechten reportagen aus dem «von 
angst geplagten» Stadtviertel («Mit der Poli-
zei im kreis 5»). Und eine obskure gruppe 
von «bürgern» droht mit «bürgerwehrähn-
lichen Massnahmen».

Doch die Stimmung beginnt zu kip-
pen. Die bevölkerung ist nun direkt   
mit den Folgen der mörderischen hatz auf  
Drogenabhängige (aids, Überdosen, 
unmenschliche behandlung von Junkies  
durch die Polizei) konfrontiert. So schrei-
ben Lehrer*innen der Quartiertages-
schule Limmat 8 im tages-anzeiger im 
März 1992: «Wir bitten den Stadtrat, dafür 
zu sorgen, dass Süchtige menschenwürdig 
behandelt werden ...» Das Feindbild des 
Drogensüchtigen taugt bald nicht mehr. in 
den Leserbriefen tauchen nun neue Schul-
dige auf: Die Dealer. «Drogendealer müs-
sen ganz hart angefasst werden», schreibt 
einer – und er ist gar nicht der einzige – 

ebenfalls im März 1992. kurz zuvor: «Wer 
profitiert von den neuen zuständen? 
Sicher in erster Linie die Dealer.» Dea-
ler geraten nach und nach in den Fokus 
der berichterstattung, doch der Stadtrat 
hat die chance noch nicht entdeckt. am 
  21. Februar 1992 bringt der tages-anzeiger 
ein einseitiges interview mit Polizei-
vorstand und SP-Mann neukomm. Der 
begriff «ausländischer Drogenhändler» 
kommt darin nicht vor.

im Mai 1992 nimmt der Druck auf den 
Stadtrat zu. Der bund genehmigt einer-
seits experimente mit der «kontrollierten 
Drogenabgabe» und erfüllt damit eine alte 
Forderung des Stadtrats von zürich. Und 
die Stadtpolizei unterlässt es, einer Frau, 
die im kreis 5 angegriffen und zusammen-
geschlagen wird, zu hilfe zu eilen. Der 
Skandal ist gross, es muss dringend ein 
neuer Feind her: zwar hatte die «Frem-
denpolizei» (heute Migrationsamt) schon 
im Februar 1992 das thema «straffällige 
asylbewerber» lanciert (tages-anzeiger 
am 11.2.1992: «kriminelle tarnen sich als 
asylbewerber»), doch wurde die Story erst 
noch ignoriert. Doch am 20. Mai 1992 tritt 
SP-Stadtrat neukomm eine Lawine los, 
unter die unterdessen asylrecht, Men-
schenrechte und auch die SP selbst geraten 
sind. neukomm musste an einer Presse-
konferenz zugeben, dass sich die Situation 
im kreis wieder verschlimmert hat. er 
kündete noch härtere repression gegen 
Fixer an (beschlagnahmung von Spritzen 
und ähnliches) und sagte, «Drogenbanden 
aus dem ehemaligen Jugoslawien, aus 
der türkei, dem Libanon ...» hätten einen 
Preissturz provoziert. Und natürlich sind 
die anderen schuld: neukomm verlangt 
mehr gefängnisplätze vom kanton und 
«internierung von asylsuchenden», die 
mit Drogen handelten. endlich waren 
die Schuldigen gefunden: nicht «unsere» 
armen Junkies, sondern die «ausländi-
schen Drogenhändler», der kanton, der zu 
wenig gefängnisse hat, und der bund,  
der asylverfahren durchführt. Die Medien, 
besonders tages-anzeiger und Sonntags-
zeitung, überschlugen sich: «ausländi-
scher Drogenhändler»: «gute geschäfte 
unter dem Deckmantel des asyls. Drogen-
händler benützen asylgesuche als Schutz 
vor ausschaffung» (Sonntagszeitung 
24.5.1992), «Die Schweiz: einfallstor des 
heroinhandels» (ta 27.5.1992), «Straffällig 
gewordene asylbewerber können nicht 
einfach abgeschoben werden» (tages-
anzeiger, 26.5.1992).

Drogenhändler ohne Drogen sind   
die schlimmsten
Die Forderung nach «internierung» –  
also haft ohne Verbrechen – bleibt beste-
hen. am 19. august 1992 enthüllt der 
tages-anzeiger, dass die schlimmsten 
Drogenhändler jene seien, die keine Drogen 
auf sich trügen. Der chef der Stadtzürcher 
kripo fordert einmal mehr «internierung» 
und bekommt dafür prominenten Platz im 
tages-anzeiger.

Damit fordern der zürcher Stadtrat 
und seine chefbeamten die aufhebung des 

rechtsstaates für Menschen, die keinen 
Schweizer Pass besitzen. Wer des Drogen-
handels verdächtigt wird, den die Polizei 
nicht beweisen kann oder will, soll «inter-
niert», also ohne Urteil in ein gefängnis 
gesteckt werden. Stadtrat und behörden 
reden, als ob es Untersuchungshaft nicht 
gäbe und als ob asylbewerber prinzipiell 
straffrei ausgingen. Das war natürlich eine 
Lüge, aber sie hat gut funktioniert.

eindrücklich ist, wie schnell der rot-
grüne Stadtrat zwischen april und Mai 
1992 den Feindbild-Schalter umgelegt hat: 
im april sprach man im gemeinderat bei 
der grossen Drogendebatte über Fixer-
räume und Stadträtin emilie Lieberherr 
verlangte in einem vielbeachteten brief 
an bundesrat cotti einen dringlichen 
bundesbeschluss, damit Drogenabgabe 
endlich (zu Forschungszwecken) möglich 
wird. im Mai will der Stadtrat dann etwas 
völlig anders: Mehr gefängnisplätze, die 
einkerkerung von asylbewerbern ohne 
Prozess oder Urteil.

Die folgen: tausende unschuldige  
in den gefängnissen
1992 war kein gutes Jahr für die grund-
rechte in der Schweiz. es war nicht die 
damals noch marginale SVP, sondern der 
rot-grüne Stadtrat und der links-liberale 
tages-anzeiger, die Sonderbestrafungen 
für vielleicht verdächtige «ausländer» 
und «asylbewerber» forderten, und es war 
der rechte bundesrat, der daran erinnern 
musste, dass für Untersuchungshaft ein 
begründeter Verdacht und für gefängnis 
ein Urteil vorausgesetzt wird.

Die Drogenszene verlagerte sich 1993 
auf das gelände des ehemaligen bahnhofs 
Letten. Medien und Politik waren sich 
spätestens 1994 einig, dass die «ausländi-
schen Drogenhändler» die Ursache allen 
Übels waren. Man sprach von «Drogen-
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oktober: unterzeichnung  
der schengen-Dublin-abkommen  
(im rahmen der bilateralen ii)

DezeMber: am 5. Dezember 2004 
zwingt die basler polizei alle anhänger*innen 
des fcb, welche in zürich dem fussball-  
spiel gegen gc beiwohnen wollen, zur benüt- 
zung eines extrazuges. Dieser wird  von   
den zürcher kollegen in altstetten in empfang  
genommen. 427 Menschen verbringen 
den sonntag in polizeigewahrsam statt im 
 stadion. (→ s. 19)

Die StaDtPoLizei aLS QUartierentWickLUngSorgan
in den letzten 15 Jahren verfolgte die Stadt im kreis 4 eine Strategie der rückeroberung.  

Die Verdrängung der ärmeren bevölkerung und die kriminalisierung einzelner gruppen 
waren sowohl Massnahme als auch Folge der Quartieraufwertung. Dabei werden auch 
die grundrechte der Jugendlichen, die als ausländer gelten, obwohl sie hier geboren und 
aufgewachsen sind, massiv eingeschränkt.

i
m Spätherbst 2013 fand in einem 
Jugendtreff im kreis 4 eine öffentli-
che Podiumsdiskussion mit dem titel 
«Polizei – Dein Feind und helfer» 

statt. zwei Jugendliche im alter von 17 
und 18 Jahren schilderten in anwesenheit 
des Polizeivorstehers richard Wolff, des 
kreischefs aussersihl andreas benzin und 
einer Mitarbeiterin des Polizeikorps ihre 
erfahrungen. Sie brachten zum ausdruck, 

was Jugendarbeiter*innen in zürich schon 
oft zu ohren bekamen: Manche Jugend-
liche werden sehr häufig von der Polizei 
kontrolliert, manchmal täglich, teilweise 
mehrmals am tag. oft laufen die kontrol-
len schikanös ab. Die Jugendlichen erleben 
die Personenkontrollen als reine Macht-
demonstration. an diesem abend kamen 
endlich einmal Jugendliche zu Wort, die 
sonst bloss ziel negativer berichterstattung 
sind: Männliche migrantische Jugendliche 
im hiphop-Style, jenem aussehen, dass 
zum Sinnbild des gewalttätigen Jugendli-
chen wurde.

Mediale hinrichtung –  
bürgerliche gerechtigkeit
nach der Veranstaltung veröffentlichte 
der tages-anzeiger einen artikel, in dem 
er der kritik der Jugendlichen viel raum 
gab. zur illustration druckte die zeitung 
ein Foto ab, das die beiden Podiumsteil-

nehmer mit ihren kollegen abbildete. Der 
tagi-artikel sorgte für viel Diskussions-
stoff. eine Woche später erhielt die nzz 
die information, dass drei Jugendliche auf 
dem Foto (nicht die Podiumsteilnehmer) 
in ein Delikt verwickelt gewesen wären. 
Daraufhin publizierte sie eine Story, bei 
der sie den ursprünglichen tagi-titel «Wir 
wohnen doch bloss hier» in «Wir delinquie-
ren doch bloss hier» umwandelte. andere 
Medien folgten nach. Jetzt hatten sie die 
geschichte, die sie wirklich interessiert: 
kriminelle Jugendliche, die sich bei der 
Polizei beschweren und vom linken Poli-
zeichef richard Wolff gehätschelt werden. 
Danach war die Welt wieder in ordnung 
und klar, wer täter und wer opfer ist. 
Schlimmer noch: die Jugendlichen wurden 
als täter dargestellt, die noch die Frech-
heit besässen, sich als opfer darzustellen.

weniger kontrollen!
Polizeivorsteher und aL-Politiker richard 
Wolff zeigte sich an jener Podiumsdiskus-
sion bewegt über die berichte der Jugend-
lichen und äusserte handlungsbedarf. «es 
brodelt zu fest», sagte er. nach der ganzen 
nzz-geschichte war es ihm dann jedoch 
zu riskant, sich in der Öffentlichkeit zu 
äussern. Dies zeigt die Verunsicherung 
oder den Unwillen von linker Seite, das 
Problem strukturell anzusehen. bei der 
öffentlichen Debatte ging es nicht um die 
Frage, ob einige Jugendliche delinquent 
sind. Die beiden Jugendlichen auf dem 
Podium hatten selber deutlich gemacht, 
dass sie keine Unschuldslämmer sind. Die 
reaktion der Medien zeigt vielmehr, dass 
die vermeintliche Delinquenz von Jugend-
lichen (laut Statistiken sind Jugenddelikte 
in zürich seit 2007 stark rückläufig) zur 
rechtfertigung herangezogen wird, eine 
hohe Polizeipräsenz und Personenkont-
rolldichte im Quartier aufrechtzuerhalten. 
Und genau diese häufigkeit von Polizeikon-
trollen und die Fragen der beschneidung 
von grundrechten sollten thema sein. Da 
setzte Wolff bei seinen Vorschlägen jedoch 
nicht an.

hohe polizeipräsenz als  
politischer konsens
Da setzt Wolff den Fokus anders: Die 
kontrollen sollten besser und anständiger 
gemacht werden, an der Polizeiausbil-
dung solle gearbeitet und auch vermehrt 
Polizist*innen mit Migrationshintergrund 
rekrutiert werden. obwohl diese aspekte 

wichtig sind, weichen sie der eigentli-
chen Fragestellung aus. erstens dauert 
es Jahre, bis diese Massnahmen mögli-
cherweise Wirkung zeigen, und zweitens 
stellen sie die Frage nicht, ob es nicht 
einfach weniger kontrollen brauche. Denn 
die konstant hohe Polizeipräsenz gerade 
im kreis 4 war und ist politisch gewollt. 
Seit der Schliessung des Letten und 
der Lancierung von Langstrasse PLUS 
im Jahr 2000 ist absolute nulltoleranz 
angesagt. Damals lancierte die Stadt das 
4-Säulen-Modell aus repression, Quar-
tieraufwertung, Soziokultur und gebiets-
entwicklung. Langstrasse PLUS, das 2010 
zum abschluss kam, war beim Polizeide-
partement angegliedert und gewichtete 
somit die Sicherheit im öffentlichen raum 
und die sichtbare Präsenz der Polizei sehr 
stark. Der Projektleiter rolf Vieli schreibt 
in seinem Fazit zur Sicherheit: «Die 
öffentliche Sicherheit und ordnung ist 
weitestgehend gewährleistet, jedoch nur 
dank hohem (Personal-)aufwand. trotz 
grossen anstrengungen aller Partner ver-
hindert die soziale Struktur des Quartiers 
weiterhin nachhaltigkeit. Die Sicherheit 
und ordnung bleibt somit labil.»

es scheint einen breiten konsens 
zu geben, dass der kreis 4 nur mit hoher 
Polizeipräsenz stabil und sicher bleibt. Der 
zukünftige bau des neuen Polizei- und Jus-
tizzentrums weist ebenfalls in diese rich-
tung. Dass damit sichtbare Minderheiten 
kriminalisiert und unterdrückt werden, 
scheint nicht zu stören. erfreulicherweise 
hat die aL ein Postulat im Parlament 
eingereicht, dass verlangt, dass die Stadt-
polizei in zukunft eine Quittung für jede 
kontrolle ausstellt. Damit sollen kontrol-
len vermindert werden, welche die Polizei 
aufgrund eines bestimmten aussehens 
vornimmt und die klar rassistisch sind.

*****
interview mit a. und n., beide 18-jährig,  
aus dem kreis 4
in welchem alter hattet ihr das erste Mal 
mit der polizei zu tun?

n: Mit 12.
a: Mit 10.

um was ging es da?
a: ich war mit kollegen unterwegs und 

wir haben mit «kügelipistolen» rumge-
spielt, dann haben sie uns auf den Posten 
mitgenommen und meine Mutter musste 
mich abholen.

septeMber: inkrafttreten der  
übereinkunft der Vereinten 
 nationen vom 15. nov 2000 gegen  
grenzüberschreitend organisierte 
kriminalität (palermoprotokoll),  
mit zusatz zur Verhütung, bekämp - 
fung und bestrafung des Men- 
schen handels, insbesondere des 
frauen- und kinderhandels.

Die polizei ist ausser rand und band
ausschnitt aus einem artikel der Woz 
vom 25.1.1994: «kurz nach Mitternacht 
vom 14. auf den 15. Januar wird auf 
der kornhausbrücke beim abgang zur 
badeanstalt Letten in aller Öffentlichkeit 
ein ausländer verprügelt, obschon er 
schreit, er habe ein ausweispapier: ‹J’ai 
une lettre›. Die einsatzleiterin sagt: ‹ein 
ausländer ohne Papiere, abeschlaa.› Der 
ausländer wiederholt, dass er Papiere 
habe. Die einsatzleiterin befiehlt, dem am 

boden Liegenden handschellen anzule-
gen. ein Polizist schlägt ihn mehrfach ins 
gesicht. Später, als ein Schweizer zum 
Polizei fahrzeug gebracht wird, sagt die 
einsatz leiterin: ‹aufhören mit Schlagen, 
ein Schweizer kommt.›»

Die sozialdemokratische Partei hat das  
Desaster ihrer Drogenpolitik dank der 
erfindung des «ausländischen Drogen-
händlers» gut überstanden. Die Stadt zürich  
ist seit 1990 «rot-grün» und die SP konnte 
den unbeliebten Posten des Polizeivor-

stands 2010 an einen grünen (Daniel Leupi) 
und 2013 an einen alternativen (richard 
Wolff) abschieben.

Alois Hinterfuhren

literatur: fredy lerchs preisgekrönte reportage 
«Der sündenbock vom letten» für die woz   
ist noch heute das wohl am besten recherchierte 
und geschriebene stück über die stimmung  
im zürcher letten 1994.

alois hinterfuhren lebte damals und heute im 
zürcher kreis 5. er ist immer noch sauer.
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septeMber: Die revision des asylgesetzes  
wird in einer eidgenössischen abstimmung 
angenommen. Das neue gesetz sieht vor, dass  
künftig vom asylverfahren ausgeschlossen 
wird, wer nicht innert 48 stunden nach der 
ankunft reise- oder identitätspapiere vorlegt. 
weiter werden alle abgewiesenen asylbewer-
ber von der sozialhilfe ausgeschlossen. sie 
erhalten nur noch eine nothilfe. zudem wird 
die Vorbereitungs- und ausschaffungshaft 
auf 2 Jahre verlängert. an derselben abstim-
mung wird das ausländergesetz angenom-
men, welches das anag aus dem Jahre 1931 
ablöst. wichtige neue änderung: schaffung 
des tatbestandes des «illegalen aufenthaltes».  
neben den zwangsmassnahmen existiert  
nun eine weitere Möglichkeit, papierlose Mig-
rant*innen einzubuchten. Das aug schafft 
weiter die Möglichkeit, alle zu bestrafen, die 
asylsuchenden bei der flucht in die schweiz 
helfen oder abgewiesene vor einer aus-
schaffung zu bewahren suchen. strafe droht 
auch all jenen, die den rechtswidrigen auf-
enthalt einer ausländerin oder eines auslän-
ders irgendwie «erleichtern».

n: Mich haben sie auch wegen unnöti-
gen Sachen mitgenommen, einfach wegen 
kinderzeugs. Sie haben uns mitgenommen, 
um uns einzuschüchtern.

hat euch beschäftigt, so früh bereits mit 
der polizei zu tun gehabt zu haben?

a: Damals nicht, aber später, so mit 16, 
habe ich schon gedacht, krass, dass ich schon 
mit 10 oder 12 auf einem Polizeirevier war.

hattet ihr in den letzten Jahren oft mit der 
polizei zu tun?

a: Ja, schon sehr viel, vor allem 
draussen, in den Parks und so, wegen dem 
rumhängen, es gab dort viele Vorfälle.

um was geht es da jeweils?
a: Meistens um gras, also, sie kom-

men sowieso immer wegen gras zu uns, 
nicht wegen koksdealer, die grosse Mengen 
haben. Sie haben nichts besseres zu tun, 
sie sagen es selber; wir fragen sie jeweils, 
«haben sie nichts besseres zu tun?» Und sie 
sagen: «Ja, wir haben nichts besseres zu 
tun.» gerade gestern wieder, in der garage 
(tiefgarage hardau-Siedlung, ein beliebter 
treffpunkt, vor allem im Winter. ada), 
ein 16-Jähriger ist durchgelaufen und die 
Polizei hat ihn aufgefordert, sofort an die 
Wand zu stehen.

wo erlebt ihr intensive kontrollen?
a: hardau, Lochergut, Friesenberg, 

eigentlich allgemein im kreis 3 und 4.

wie läuft es ab, wenn sie euch  
kontrollieren?

n: Sie machen es auf die linke tour, 
am anfang sind sie mega-anständig, 
obwohl sie dich mit der kontrolle ja ficken 
wollen. Wenn sie nichts finden, bleiben sie 
auch meistens anständig. Wenn sie etwas 
finden, werden sie frech, weil sie haben 
dann bekommen, was sie wollten. Sie 
werden frech, wir werden frech, dann holen 
sie Verstärkung. Dann müssen wir uns 
ausziehen.

ausziehen? Draussen?
a: Socken sicher, manchmal auch 

die hosen. Sie haben bei kollegen auch 
in den arsch geschaut. also, sie nehmen 
dich schon in eine ecke, aber auf jeden 
Fall draussen in der Öffentlichkeit, Leute 
können dich sehen. Man fühlt sich wie ein 
Schwerverbrecher, man muss alles zeigen, 
Schuhe, Socken.

und wenn sie etwas finden, was dann?
a: Dann fühlen sie sich eben krass. 

Dann sagen sie: «Seht ihr? Wir ficken 
euch.» Manchmal eskaliert es fast. ein 

kollege von mir wurde frech und dann hat 
ihm ein Polizist einen Schlag in die brust 
versetzt.

n: es geht ihnen einfach um Macht, 
wenn sie ein klein wenig gras finden, dann 
gibt ihnen das Macht.

was für bussen kriegt ihr?
n: Für gras 100 Franken.

wie ist die situation in der garage im 
Moment?

a: Wir waren lange nicht in der 
garage, aber haben gehört, dass es jetzt 
wieder losgeht. Wir haben dort auch 
24-Stunden-Verbote bekommen, weil wir 
dort  rumhingen.

Die polizisten und ihr kennt euch doch 
gegenseitig mittlerweile?

n: Ja, es sind oft dieselben. Sie hassen 
uns von grund auf. Sie fragen uns immer, 
seit ihr auch von diesen Lochergut-Jungs? 
Sie denken, wir sind voll die Psychopathen. 
Die Polizei hat auch oft angst. «hände aus 
den hosensäcken!» Sie haben voll Paranoia, 
ich weiss nicht, was mit denen läuft.

Die polizei hat angst vor euch?
n: ich denke schon. Darum sind sie so 

frech und aggressiv. Wir werden dann halt 
auch frech und dann holen sie Verstärkung 
und demütigen dich.

Wir sind 15 Leute, ein kastenwagen 
mit zwei Personen drin kommt, sie fahren 
weiter. nach 10 Minuten kommen sie mit 5 
kastenwagen wieder.

was denkt ihr, warum ist es so, wie es ist?
n: Die Polizei hat den rückhalt im 

Volk. alle sind für die Polizei, sie können 
praktisch alles machen. Das sieht man auch 
bei den kommentaren, z. b. im 20 Minuten, 
die Mehrheit ist immer voll für die Polizei, 
viele würden sogar erlauben, dass die Poli-
zei scharf schiesst, darum eben.

was würdet ihr ändern, wenn ihr könntet?
n: ich würde sicher ein Polizeirevier 

schliessen. es gibt eindeutig zu viele. Und 
das grösste kommt erst noch, das PJz. Da 
haben sie uns auch verarscht, jetzt bleibt 
doch noch ein teil der Polizei im kaserne-
nareal, obwohl sie gesagt haben, dass es frei 
wird. – Sie wollen die Leute hier vertreiben, 
und sie schaffen es auch. Die Wohnungen 
werden teuer. ich selber überlege, wegzu-
gehen. Wenn noch das grosse PJz kommt, 
dann ist nichts mehr, wie es war.

*****
interview mit a., 24-jährig, aus dem kreis 4.
welche erfahrungen hattest du als 
 Jugendlicher mit der polizei?

Wir haben früher viel Scheiss gemacht. 
Wir haben Leute belästigt und Leute ausge-
raubt. Und wenn die Polizei gekommen ist, 
sind wir immer weggerannt. Mich haben 
sie eigentlich nie geschnappt, aber kolle-
gen, die verhaftet wurden, da ist es auch 
zu handgreiflichkeiten gekommen. einige 
musste auch daran glauben und ein paar 
ohrfeigen kassieren von den Polizisten, 

aber das war normal, weil sie auch einen 
Scheiss gemacht haben.

warum habt ihr leute ausgenommen?
es ging ums geld. Wir wollten Süssig-

keiten, wir kriegten vielleicht 5 Stutz von 
den eltern, aber die waren schnell aufge-
braucht und vor allem am Wochenende 
brauchten wir mehr geld, darum haben 
wir den Scheiss gemacht.

war das Verhalten der polizei richtig?
Schau, schlussendlich sind es bullen, 

die hinter kriminellen Jugendlichen her 
sind. klar, sie sind schon extrem frech, sie 
haben uns schon brutal fertiggemacht, wir 
haben richtig gemerkt, wie sie diskriminie-
rend auf uns gewirkt haben. als sie gese-
hen haben, dass wir albaner sind, haben 
sie uns gesagt: «Und du, heb dini Schnurre, 
und du, a de Wand bliebe», sie fingen voll 
an zu schreien, also auch dann, wenn wir 
nichts gemacht haben und einfach am 
hängen waren und vielleicht einen Joint 
geraucht haben.

wegen gras?
Ja, gras haben sie immer gesucht. 

einmal war es so, wir waren in der Stadt 
und die Polizei stieg aus dem auto aus, weil 
mein kollege in trainerhosen rumlief, und 
er ist Dominikaner, hat dunkle haut, und 
dann sie voll zu ihm hin, haben ihn an die 
Wand gedrückt und fragten ihn: «Wo ist 
das gras, verstehst du Deutsch? Verstehst 
du Deutsch?», und mein kollege sagte ihm 
schon zum fünften Mal: «ich bin Schweizer, 
ich verstehe Deutsch», und er fragt ihn 
trotzdem noch: «Verstehst du Deutsch?» Sie 
haben ihn blossgestellt, er musste sich halb 
nackt ausziehen, weil sie einfach nichts 
gefunden haben.

auf welches aussehen geht die polizei los?
Schon dunkle hautfarbe, und hip-

hop-trainerstyle bei den Jungen. oder 
schwarze kleider. ich war auch ganz 
normal am hängen beim helvetiaplatz, 
dann kamen sie einfach zu mir, haben eine 
kontrolle gemacht, da kommst du dir voll 
scheisse vor. Sie haben noch nie eine aus-
nahme gemacht und gesagt: «ok, lassen wir 
es für diesmal gut sein.» ein Polizist sollte 
eigentlich in jeder Situation klarkommen 
und nicht den ort verlassen und die Leute 
sind so wütend, dass sie beim nächsten Mal 
noch schlimmer drauf sind.

warum zielt die polizei mehr auf  
migrantische Jugendliche?

Schau, überall, wo es mehr auslän-
der gibt, ist die Wahrscheinlichkeit auch 
höher, dass sie weniger gebildet sind und 
das wirkt sich natürlich auch auf die kin-
der aus. Wenn du dich nicht ausdrücken 
kannst, dann drückst du es halt mit dem 
körper aus, dann benutzt du auch schneller 
die hand und schlägst jemanden. Und weil 
das die Schweizer nicht so kennen, ist es 
auch natürlich, dass sie so reagieren.

Raif Yakup

Der autor hat beruflich mit der sache zu tun.

Juni: annahme 
des schengen-
Dublin-abkom-
mens (mit 54,6% 
Ja-stimmen)
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M
ein Praktikum zur Vorbe-
reitung der anwaltsprüfung 
absolvierte ich 1984 bei der 
bezirksanwaltschaft zürich. 

Die Polizisten rückten nach Feierabend 
in den unfriedlichen ordnungsdienst aus, 
ich an die unbewilligten Demos. in der 
kaffeepause prallten dann die ansichten 
über den vorangegangenen abend auf-
einander.  

1985 absolvierte ich mein Praktikum 
auf der Justizdirektion. Die Winterthu-
rer hockten gerade im knast, der blutige 
eugen (war er es?) trieb noch sein Unwe-
sen. Die gefolgsleute von Swami omka-
rananda waren in Sachen ziviler Ungehor-
sam und eindecken der Justiz mit arbeit 
viel hartnäckiger als die genoss*innen. 
Urbaniok gab es noch nicht. Die repression 
von Polizei und Justiz war massiv. Die 
Fronten waren klar. es gab tote (Dani, 
Michi, renato, Max) und Verletzte und 
Polizeikessel, tausende von jungen Leuten 
wurden kriminalisiert und verurteilt. 
Mein anwaltspatent habe ich 1989 erhal-
ten. 1990 übernahm mit bobby neukomm 
ein Sozialdemokrat das Polizeidepartement 
der Stadt zürich.

Der kantonalen zürcher Justiz standen 
seit 1991 und bis heute (mit ausnahme 
des grünen Martin graf in der letzten 
Legislaturperiode) ununterbrochen 
Sozialdemokrat*innen vor. 

1994 wurden in der Schweiz die 
zwangsmassnahmen im ausländerrecht 
eingeführt und damit war der Weg offen 
für rayonverbote und administrativ-
haft für ausländer*innen mit und ohne 
aufenthaltsberechtigung. Die eckpunkte 
für meine 24 Jahre arbeit als anwältin in 
zürich sind damit gesetzt.

Die veränderte repression
Was hat sich für die von repression und 
Prävention betroffene bevölkerung mit den 
linken Polizeichef*innen verändert? hat 
sich etwas verändert?

DezeMber: 
 inkrafttreten des 
schengen-Dublin-
abkommens   
(an den flughäfen 
im März 2009).

schaft zürich und alle involvierten Jugend-
anwaltschaften die Verfahren schliesslich 
mit entsprechenden Verfügungen gar nicht 
angefangen.

Die folgen des kessels
Die Staatsanwaltschaft zürich eröffnete 
eine Strafuntersuchung gegen sieben Poli-
zeioffiziere und gruppenführer. es fanden 
unzählige einvernahmen statt und es 
wurde ein riesiger aktenberg produziert. 
Selbstverständlich endete die Untersu-
chung im März 2007 mit einer einstellungs-
verfügung von rund hundert Seiten. Das 
obergericht als übergeordnete instanz 
stellte im august 2008 fest, dass «die Mas-
senfestnahme gerade noch verhältnismäs-
sig» gewesen sei. Die anwälte der Polizisten 
wurden aus der Staatskasse mit insgesamt 
über 100 000 Franken entschädigt.

Die basler Fans haben für ihren gang 
durch die gerichte viel geld ausgegeben. 
Die kantons- und die Stadtpolizei zürich 
konnten dank der gründlichen aufar-
beitung des einsatzes ihre Dispositive 
anpassen, die haftstrasse und die abläufe 
optimieren und die zusammenarbeit für 
künftige einsätze verbessern.

Seit dem altstetter kessel hat sich das 
repressionskarussell gegen Fussball- und 
in etwas geringerem ausmass auch gegen 
hockeyfans ständig rascher gedreht. Vor 
der Fussball-eM 2008 hat das Parlament 

in bern die gunst der Stunde genutzt 
und befristet die verfassungswidrigen 
Massnahmen gegen gewalt anlässlich 
von Sportveranstaltungen eingeführt. 
Seither müssen sich die Fans nebst 
Strafverfahren auch mit rayonverboten, 
von der Polizei beantragten Stadionver-
boten, Meldeauflagen, ausreisesperren 
und der nationalen Datenbank hoogan 
herumschlagen. nach der eM wurden 
die bestimmungen, um der Verfassung 
zu genügen, in das sogenannte hooli-
gankonkordat überführt, welches schon 
nach wenigen Jahren verschärft wurde. 
Die Stadtpolizei hat die instrumente, 
welche die neue hooligangesetzgebung 
bereitstellte, von beginn an rege ange-
wandt und die Fans mit rayonverboten 
eingedeckt. Die Fans wurden überwacht, 
fotografiert, gefilmt und zusätzlich in der 
eigens geschaffenen städtischen Daten-
bank gamma, welche inzwischen wieder 
aufgegeben wurde, fichiert.

Juli: Das neue 
kantonale zürcher 
polizeigesetz tritt 
in kraft: Der weg-
weisungsartikel 
wird eingeführt, 
 inklusive der  zürcher  

Verschärfung des rayonverbotes. 
Die gesetzesänderung wurde  

auf Druck der zürcher stadtregierung vor-
angetrieben.

einFach nUr Urbaner?
Was hat sich verändert, seitdem Linke an der Spitze des Stadtzürcher Polizeidepartements 

und der Justiz des kantons zürich stehen. rechtsanwältin und aL-aktivistin Manuela Schiller 
blickt zurück und wagt eine bilanz.

Die zeiten haben sich seit den 1980er-
Jahren massiv verändert. Die technische 
entwicklung hat nicht nur meine beruf-
liche und politische arbeit verändert, 
sondern auch die repression. Der öffent-
liche raum, ja die ganze Stadt, wurden in 
den 1980er- und 1990er-Jahren vermehrt 
in besitz genommen, die reglementierun-
gen und Verbote nahmen ab. Doch der 
Wind hat gedreht. erlaubt ist, was nicht 
stört, und es stört immer mehr. Wir sollen 
lieber geld ausgeben als demonstrieren. 
bei benutzerkonflikten gehen die privaten 
interessen vor, die grundrechte werden 
eingeschränkt, die Polizei schützt die Pri-
vatisierung der Stadt. Freiräume werden 
immer rarer.

bis vor gut zehn oder fünfzehn Jahren 
waren die unfriedlichen ordnungsdienste 
der Stadtpolizei zürich meist mit der 
Politagenda verbunden: 1. Mai-Demo und 
nachdemo, anti-WeF, antifaschistische 
abendspaziergänge, hausbesetzungen, 
internationale Solidarität und Solidarität 
mit Flüchlingen. nun kam das neue Feind-
bild des gewalttätigen Fussballfans dazu 
und wurde ins zentrum der medialen und 
politischen aufmerksamkeit gerückt. Die 
kurven werden Wochenende für Wochen-
ende von tausenden von unangepassten 
Jugendlichen gefüllt. Die Ultrabewegung 
brachte auch in der Schweiz mehr choreo-
grafien, Farbe und Feuerwerk in und um 
die Stadien: im kampf gegen sie werden 
gerne neue repressionsmodelle eingeübt.

ein blick in hoogan
Die Stadtpolizei zürich beklagt seit Jahren 
die gewaltbereitschaft in und um die 
Stadien, welche es zu bekämpfen gebe. 
interessant ist in diesem zusammenhang 
ein blick auf die aktuellen zahlen aus dem 
informationssystem hoogan: ende Juli 2015 
waren schweizweit insgesamt 1535 Perso-
nen registriert, wobei 1058 Massnahmen 
gegen «gewalttätige Personen» aktiv waren. 
es handelte sich um 5 Meldeauflagen, 412 
rayonverbote und 641 Stadionverbote. Der 
häufigste tatbestand war dabei das zünden 
von Pyrofackeln (413), gefolgt von Landfrie-
densbruch und gewalt und Drohung gegen 
beamte. 99 Mal werden die hinderung 
einer amtshandlung und 89 Mal tätlich-
keiten aufgeführt. im strategischen Plan 
des Polizeidepartementes 2015 bis 2019 wird 
Sport ohne gewalt als ein Schwerpunkt im 
bereich öffentlicher raum definiert. als 
ein wichtiges ziel wird ausdrücklich ein 

markanter rückgang des einsatzes illega-
ler Pyros bei heim- und auswärtsspielen 
sowie die Umsetzung des revidierten kon-
kordates über Massnahmen gegen gewalt 
anlässlich von Sportveranstaltungen mit 
angepasstem aufgebot von Polizeikräften 
aufgeführt. zur zielerreichung werden 
u.a. organisatorische Massnahmen für die 
Umsetzung der bewilligungsauflagen bei 
den clubs (z. b. ticketing mit kombitickets 
usw.) genannt. Frühere Versuche, mit sol-
chen Massnahmen den Fans vorzuschrei-
ben, wie sie anzufahren haben und sich für 
ihren ticketkauf registrieren zu lassen, 
sind schweizweit gescheitert. es ist davon 
auszugehen, dass wir in dieser hinsicht 
bald mit neuen Vorschlägen konfrontiert 
werden.

polizeikessel für «De-anomymisierung»
ein wichtiges ziel der polizeilichen arbeit 
war und ist immer die präventive De-
anomymisierung auch derjenigen Fans, 
gegen welche kein Strafverfahren eröffnet 
werden konnte. Dazu eignen sich Poli-
zeikessel mit anschliessender Personen-
kontrolle besonders gut. am 6. Mai 2012 
wurden zum beispiel etwa 400 basler Fans 
auf der Duttweilerbrücke eingekesselt und 
durften erst weiter, nachdem sie sich nicht 
mehr einer Personenkontrolle widersetz-
ten. eine erste grössere einkesselung der 
Fcz-Fans wurde im Mai 2013 ohne Perso-
nenkontrolle abgebrochen. Diesen Februar 
wurden über 800 Fcz-Fans eingekesselt 
und mussten bei regen und kälte teilweise 
stundenlang auf ihre kontrolle warten. 600 
gc-Fans wurden im März 2014 ebenfalls 
auf der Duttweilerbrücke eingekesselt und 
kontrolliert. es stellt sich die Frage, was 
die Polizei mit all diesen Daten macht. 
als die Stadtpolizei vor einigen Jahren 
dazu überging, die ankommenden basler 
Fans sozusagen in einem mobilen kessel 
vom bahnhof altstetten zum Stadion zu 
begleiten, mit der Drohung, eine einzige 
handlung eines einzelnen Fans führe zur 
Personenkontrolle aller, haben sich die 
Fans dagegen erfolgreich gewehrt und die 
Polizei dabei auch ausgetrickst: sie reisten 
entweder nicht an oder reisten geschlossen 
wieder nach hause, sie reisten alle einzeln 
oder im autocorso an. heute reisen sie 
wieder an und werden im üblichen aus-
mass begleitet …

Die juristische aufarbeitung der 
letzten einkesselungen der Fanmärsche 
ist noch nicht abgeschlossen. beim kessel 

gegen Fcz-Fans im Mai 2013 haben zwei 
durch gummigeschosse verletzte Fans 
anzeigen eingereicht. Die Schützen 
wurden eruiert, das Verfahren gegen sie 
wurde jedoch nicht in angriff genom-
men, mit der begründung, sie hätten auf 
einen Schiessbefehl hin gehandelt und 
die Distanz von 20 Metern eingehalten. 
obwohl letzteres nicht stimmt, haben die 
Fans diesen entscheid akzeptiert, weil die 
beschwerdekammer des obergerichtes 
eine prohibitiv hohe kaution verlangt hat. 
hingegen wurde gegen den zugführer, der 
den Schiessbefehl erteilt hat, ein Strafver-
fahren eröffnet, welches noch pendent ist. 
auch nach dem kessel gegen Fcz-Fans im 
Februar 2015 wurden Strafanzeigen einge-
reicht. hier laufen noch die Vorermittlun-
gen. Was die Fichierung von tausenden 
von Fussballfans nach Personenkontrollen 
angeht, so haben Fans einsicht in ihre 
Daten verlangt und prüfen nun Schritte 
gegen die Praxis, dass die Daten fünf Jahre 
lang nicht gelöscht werden sollen.

linker oder urbaner?
Mein Fazit: Die linksgrüne Mehrheit des 
Stadtrates hat seit 25 Jahren bewusst das 
Polizeidepartement als Schlüsseldepar-
tement betrachtet und mit einer eigenen 
Stadträtin oder einem eigenen Stadtrat 
besetzt. Die Polizei ist in diesen Jahren 
in zürich tatsächlich professioneller und 
in gewisser Weise auch zurückhaltender 
geworden. Vielleicht ist die Polizei aber 
einfach wie der rest der Stadt und der 
ganzen Verwaltung – einfach wie wir alle – 
etwas urbaner geworden. Die Polizei hätte 
sich wohl auch mit bürgerlichen politischen 
chefs in vielen belangen den gesellschaft-
lichen Verhältnissen zürichs anpassen 
müssen.

Die Polizei bestimmt auch in zürich 
ihre entwicklung zu einem grossen teil 
selbst. Der Vorsteherin oder dem Vorsteher 
sind strukturell enge grenzen gesetzt. Was 
mich stört, ist die tatsache, dass fast nie 
wirklich ein Wille erkennbar wurde, diese 
grenzen systematisch auszuloten, neu zu 
definieren oder gar zu überschreiten.

wo bleibt die opposition?
im gemeinderat von zürich wurden und 
werden zur Polizeiarbeit und zu den kes-
seln nicht nur bei Fussballspielen regel-
mässig parlamentarische Vorstösse einge-
reicht. eine Lektüre all dieser Vorstösse 
gerät dabei fast zur geschichtsstunde. Die 
aL kann nun nicht damit fortfahren, zu 
jeder unverhältnismässigen Polizeiaktion 
eine parlamentarische anfrage zu machen. 
Jusos und Junge grüne können nur 
bedingt in die bresche springen. Was tun? 
Die alternative Liste gehörte bis 2013 nicht 
zur stadträtlichen rot-grünen Mehrheit. Sie 
hat die arbeit des Stadtrates solidarisch, 
aber gleichzeitig sehr kritisch parlamen-
tarisch kritisiert und teilweise bekämpft 
und dabei gleichzeitig mit ausserparlamen-
tarischen kräften zusammengearbeitet. 
richi Wolff wurde in einer einmaligen 
konstellation in den Stadtrat gewählt und 
die rot-grünen Freund*innen im Stadtrat 

am Sonntag, dem 5. Dezember 2004, wurde 
ein extrazug mit Fussballfans aus basel 
am bahnhof zürich-altstetten um 14.15 Uhr 
von einem riesenaufgebot der Stadtpolizei 
empfangen. es kam während der über zwei 
Stunden dauernden einkesselungsaktion 
zu mehreren gummigeschosseinsätzen, 
schliesslich wurden 427 Fussballfans mit 
kabelbindern gefesselt und in kastenwagen 
zur kaserne in die haftstrasse der kan-
tonspolizei gebracht, darunter 88 Jugend-
liche zwischen 15 und 18 Jahren und 11 
Jugendliche zwischen 13 und 15 Jahren.

Die damalige Polizeiverantwortliche 
esther Maurer (SP) kommentierte: «Ver-
antwortungsvolle eltern lassen 14-Jährige 
auch nicht allein in einem extrazug, in dem 
bekanntermassen gewalttätige Fussball-
fans sitzen, an einen Fussballmatch fahren. 
Persönlich würde ich meine kinder beglei-
ten und einen anderen zug nehmen.»

Die letzten Fans wurden erst mitten 
in der nacht, gegen zwei Uhr morgens, 
auf die Strasse gestellt. Die durchschnitt-
liche haftdauer betrug fast acht Stunden. 
in basel hatten die kantonspolizei und 
die bahnpolizei dafür gesorgt, dass alle 
basler Fans, auch Familien, Frauen 
und Jugendliche, die eigentlich bewusst 
nicht mit dem extrazug fahren wollten, 
gezwungen waren, die reise mit dem von 
der Stadtpolizei erwarteten extrazug zu 
machen. Die Stadtpolizei zürich machte 
später geltend, sie habe eigentlich nur eine 
Personenkontrolle durchführen, 50 bis 70 
Fans verhaften und die anderen dann an 
das Spiel gehen lassen wollen. entgegen 
der Planung sei ein erheblicher teil der 
eingekesselten nicht bereit gewesen, sich 
kontrollieren zu lassen, es sei fast sofort zu 
gewaltsamen ausbruchsversuchen gekom-
men und die Polizei sei mit qualifizierten 
Straftatbeständen, namentlich mit gewalt 
und Drohung gegen beamte, konfron-
tiert gewesen. Dies habe die vorgesehene 
Personenkontrolle verunmöglicht und die 
einsatzleitung habe beschliessen müssen, 
alle Fans in die haftstrasse zu bringen.

Während der Polizeieinsatz in basel 
kritisiert wurde, verteidigten in zürich die 
zuständige Stadträtin Maurer, der grosse 
teil ihrer Partei, die meisten bürgerlichen 
Politiker*innen und Medien den einsatz. 
kritisiert wurde höchstens die ausfüh-
rung. Die Stadtpolizei zürich rapportierte 
gegen alle 427 festgenommenen Fans wegen 
Landfriedensbruchs, gewalt und Drohung 
gegen behörden und beamte und ähnli-
chem. Die basler Fans haben sich praktisch 
sofort geschlossen anwaltliche hilfe geholt 
und sich nicht nur gegen ihre kriminalisie-
rung gewehrt, sondern auch eine Straf-
anzeige gegen die Verantwortlichen des 
einsatzes und gegen die erfassung ihrer 
Daten in der Datenbank Polis eingereicht. 
Mit ausnahme von ein oder zwei Fans, 
welche sich gegen die Festnahme durch 
polizeiliche greifer gewehrt und deshalb 
wegen hinderung einer amtshandlung 
bestraft wurden, haben die Staatsanwalt-
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LeSSonS FroM the bay
San Francisco gilt als progressive Stadt par excellence, ein zufluchtsort für 

Querdenker*innen, LgbtQs, Punks, immigranten aus Lateinamerika, asien oder den 
konservativen Weiten der USa, wo Donald trump mit der SVP um die Wette strahlt  
und die Jobs längst abgewandert sind. Doch kann die city that knows how ihr progressives 
Versprechen auch halten? ein augenschein in zürichs Schwesterstadt.

W
ie zürich und andere global 
cities, die es im internatio-
nalen Standortwettbewerb 
geschafft haben, sich als 

zentren von corporate headquarters und 
einer vibrierenden kunstszene zu positi-
onieren, steht San Francisco im kollekti-
ven bewusstsein exemplarisch für eine 
progressive, linke und urbane Stadt. Der 
bürgermeister, eine Marionette des Sili-
con-Valley-barons ron conway und der 
tech-industrie, ist ein ehemaliger Stadt-
teilaktivist, und der Sheriff ein Linker, 
der sich damit rühmt, der einzige Polizei-
vorsteher mit einem gerahmten Foto von 
angela Davis im büro zu sein. Während 
ich an diesem text schreibe, hat der Stadt-
rat San Francisco gerade einstimmig als 
«Sanctuary city» bestätigt und sich damit 
gegen die Verfolgung und ausschaffung 
ihrer papierlosen bewohner*innen ausge-
sprochen.

Doch während ihr progressives image 
jedes Jahr hunderttausende touristen 
und neuzuzügerinnen anlockt, werden 
nicht-weisse und weniger zahlungskräf-
tige gruppen in einem nie gekannten 
tempo und ausmass aus der Stadt gefegt. 
als neuer tech-hub und Schlafstadt für 
das nahe gelegene Silicon Valley wartet 
San Francisco heute mit dem teuersten 
Wohnungsmarkt nordamerikas auf und 
ist gleichzeitig die US-grossstadt mit den 
zweitgrössten und am schnellsten wach-
senden Lohnungleichheiten. inmitten 
Latte-schlürfender techies im kapuzen-
pulli, protestierender Latin@-Familien, 
Drag-Queens, google-bussen und tausen-
der obdachloser dauert es nicht lange, bis 
man begreift, dass man sich hier in einem 
eigentlichen ground zero neoliberaler 
Feuchtträume befindet. Doch obgleich die 
blackLivesMatter-bewegung und Pro-
teste gegen die hyper-gentrifizierung in 
San Francisco (zum beispiel google-bus-
blockaden) im letzten Jahr zunehmend 
ins mediale rampenlicht gerückt sind, 
werden die immanenten zusammenhänge 
von (rassistisch motivierter) Polizeigewalt 
und der zunehmenden kriminalisierung 
unerwünschter gruppen und «progressiv» 
injizierten aufwertungs- und Verdrän-
gungsprozessen oft unter den teppich 
gekehrt. Der betroffenen bevölkerung 
muss diese Verbindung hingegen nicht erst 
erklärt werden, wie wir bei einem rund-
gang durch die gentrifizierungsgeplagten 
Quartiere San Franciscos sehen werden.

streetlife nodes meets sit&lie
beginnen wir im Mid-Market-Quartier, dem   
neuen steuerbegünstigten «Dot-com- 
kor ridor», wo sich neben dem twitter-head - 
quarter ein gutes Dutzend weiterer tech-
Firmen niedergelassen haben. kräne domi-
nieren hier den himmel und eilig hochge-
zogene Luxuswohntürme. ein obdachloser 
schiebt seinen schwer beladenen karren 
die Market Street entlang und legt vor dem 
twitter-gebäude eine Pause ein, um den 
abfallkübel auf essensreste und Pfand-
flaschen zu durchsuchen. im innern des 
art-Deco-gebäudes ist auswahl hingegen 
das Wort der Stunde. Der neue Delikates-
sen-Laden, der dort kürzlich seine tore 
geöffnet hat, nennt sich schlicht «the Mar-
ket». Und es ist wahrlich der praktisch ein-
zige Lebensmittelladen in dieser vor kur-
zem noch von akutem Leerstand geplagten 
gegend, die nun in rasantem tempo in 
ein tech-Mekka verwandelt werden soll. 
Den oft langjährigen bewohner*innen 
der umliegenden Strassen bleibt hingegen 
nichts anderes übrig, als darauf zu hoffen, 
dass sich ihr Speiseplan dadurch ebenfalls 
verbessern wird, wenn auch nur durch den 
Müllkübel (der viel beschworene trickle-
down-effekt!).

nicht weit von hier bieten ältere Frauen 
asiatischer herkunft einzelne cornflakes-
Packungen und Dosennahrung zum Ver-
kauf an, an einem zugenagelten leerstehen-
den gebäude bröckelt der Verputz ab, und 
die Polizei ist auch bald zur Stelle, wenn 
es darum geht, die vielen obdachlosen 
und die quasi-offene Drogenszene ein paar 
blocks weiter zu treiben oder ihre klägli-
chen habseligkeiten zu beschlagnahmen. 
Schliesslich verfügt San Francisco seit 
2010 über eine Sit&Lie-Law, ein gesetz, das 
es faktisch illegal macht, sich im öffentli-
chen raum auf den boden zu setzen oder 
gar  hinzulegen. Durchgeboxt wurde es 
notabene mit dem ruf, die «entwicklungs-
bedürftigen» Quartiere endlich sauber zu 
bekommen. Sitzbänke wurden entfernt  und 
zusätzliche Patrouillen eingeführt. bei der 
Polizei eingegangene beschwerden wegen 
sogenannten «beeinträchtigungen der 
Lebensqualität» – dazu gehören Lärmkla-
gen, graffitis, aber auch «verunreinigte» 
gehsteige – haben in diesem Stadtteil mit 
dem zuzug der tech-Unternehmen stark 
zugenommen, wie Daten des anti-eviction 
Mapping Projects zeigen (das neben dem 
rauswurf von Mieter*innen auch doku-
mentiert und kartographisch in einen zu - 

sammenhang setzt, wo und wann Men-
schen von der Polizei getötet werden, oder 
wie google-bus-Stopps die zusammenset-
zung einer nachbarschaft beeinflussen).

Während das Sich-hinsetzen und Ver-
weilen der einen kriminalisiert wird, soll 
es für andere hingegen begünstigt werden. 
in vielen Quartieren San Franciscos finden 
sich mittlerweile sogenannte «Parklets». 
Dabei handelt es sich um städtische Park-
plätze, die in öffentliche «Sitzecken» umge-
wandelt wurden, erkämpft durch spontane 
und nichtautorisierte Quartiersinitiativen. 
Während es sich rein theoretisch jede 
und jeder hier gemütlich machen könnte, 
befinden sich die Parklets aber meistens 
direkt vor einem café oder restaurant, 
wodurch sie de facto teil von privaten und 
konsumpflichtigen zonen werden, die oben-
drein von Privatpersonen gesponsert und 
instand gehalten werden. Mehr städtische 
Lebensqualität, ja sicher – aber eben nur 
für die einen.

in diesem Licht ist auch eine neue 
initiative für eine «better Market Street» 
zu sehen, die mit einem Plan zur belebung 
des Mid-Market-Quartiers aufwartet, der 
kubusförmige outdoor-Sitzgelegenheiten 
bereitstellen möchte. Diese «Streetlife 
nodes», wie es im völlig unverblümten 
tech-Jargon heisst, sollen zu interaktion, 
begegnung und Wissensaustausch einla-
den. Die Strasse wird so zu einer erweite-
rung des Dot-com-büros, wo tech-Workers 
informelle Meetings abhalten oder sich 
mit ihren Smart-Devices über virtuelle 
nodes mit den entsprechenden netzwerken 
verbinden können. Das alarmierendste an 
diesem Vorhaben sind aber nicht die bäume 
und Sitzgelegenheiten, die ja an sich eine 
gute idee wären, sondern, wie der kultur-
schaffende eric Lyle kürzlich sehr treffend 
bemerkte, dass dieser Plan ganz darauf zu 
setzen scheint, dass man die obdachlosen, 
die in diesem Szenario nicht vorgesehen 
sind, nun doch endlich und tatsächlich aus 
dem Weg räumen wird.

frisco to ferguson: Justicia para  
alex nieto y amilcar perez-lopez
Wenn wir nun weiter der parallel zur 
Market Street verlaufenden Mission 
Street entlang gehen, landen wir dort, 
wo die im tech-Sektor beschäftigten 
wohnen möchten – und wo die repressive 
toleranz und die sensiblen befindlich-
keiten der neuen zahlungskräftigen (und 
weissen) bewohnerschaft manchmal 

haben ihm das Polizeidepartement aufs 
auge gedrückt. Damit hatte wohl weder er 
noch hatten wir wirklich gerechnet. 2014 
hätte er ins tiefbauamt wechseln können 
und hat dies nicht gemacht. er ist bewusst 
bei der Polizei geblieben, und zwar aus 
Überzeugung. er ist der ansicht, dass er 
in diesem amt mehr bewirken kann als 
im tiefbauamt. er besetzt nun also «den 
Posten des Polizeivorstandes von links». 
«eine informierte und offene Diskussion» 
über die Polizei als institution, «einen 
‹Strategieplan› von aussen, der sich an 
den grundrechten orientiert» (so wie das 
heiner busch in seinem text «Von der 
Macht erobert» fordert →S. 3) ist aber weit 
und breit nicht in Sicht. ich befürchte, 
dass weder die parlamentarische noch die 
ausserparlamentarische Linke in zürich 
fähig und willens sind, eine solche Diskus-
sion auch nur zu eröffnen. Weder SP noch 
grüne, aber auch nicht die aL, wollen 
oder können in Polizeifragen in zürich 
ernsthaft die Macht erobern. Sie besetzen 
einfach den Posten und haben damit die 
Seiten gewechselt. Damit wurden sie (wir) 
von der Macht erobert.

Manuela Schiller

Manuela schiller ist rechtsanwältin in zürich und 
al-Mitglied. sie trug die entscheidung, in die 
exekutive zu gehen, mit und meint heute, dies sei 
ein fehler gewesen. sie bezweifelt, dass die al 
aus diesem fehler die notwendigen konsequen-
zen ziehen wird.

Daniel leupi 
 (grüne) übernimmt 
das polizeidepar-
tament, 2013 wird 
er finanzvorstand.

März: 
 probe betrieb  «hotel  

suff» (ausnüchterungs zellen) 
startet.

Juni: nach dem fichen skandal 1989 
nun der 2. akt derselben geschichte:  
 in der staatsschutz-Datenbank sind wieder 
200 000 personen registriert. (→ s. 25)

1.  arrestantenanlieferung 
(gitterschleuse)

2.  effektenabnahMe unD 
personenDurchsuchung

– entfernen der rückenfesseln
– grobe personendurchsuchung (nur abtasten)
– abnahme aller effekten (auch sämtliche 

raucherutensilien)
– beigabe «flyer» in den effektensack mit 

hinweis: «Vor zuführung des arrestanten 
an untersuchungsbehörde ist eine genaue 
leibesvisitation durchzuführen»

3.  erstellen Von lichtbilDern
– ausfüllen des formulars personenfotografie 

(name, Vorname, geburtsdatum, fotozeit)
– lauf-nr. auf handrücken des gefangenen 

schreiben
– brustbild (polaroid) mit lauf-nr., name und 

fotozeit versehen und in effektensack legen
4.  effektenDepot
– effekten mit brustbild auf boden deponieren
– ordnen nach arrestanteneingang
– effektenverwaltung durch kriminalpolizei
5a  grossrauMzelle für Männer
5b  grossrauMzelle für frauen
6.  kripo-aufnahMestelle 

(Datenerfassung)
–  Vorführung der gefangenen durch pga-sz auf 

anweisung der kripo
7a  arrestantenübergabe an kripo-

sachbearbeiter
7b  ausgang haftstrasse Militärkaserne
– die arrestanten sind über diesen ausgang 

wegzuführen
8.  rückMelDestation
–  rückmeldungen über entlassungszeiten 

oder zuführung der gefangenen person an 
untersuchungsbehörde (tel. 2760)

Quelle: Dienstanweisung vom 10. Januar 2003  
bezüglich der «haftstrasse Militärkaserne»,  
arrestantenannahme bei Massenverhaftungen, 
kantonspolizei zürich

20
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aUS Den aUgen – aUS Der StaDt?
Die Stadt zürich äussert sich zufrieden: mit der aufhebung des umstrittenen 

Strassenstrichs am Sihlquai im august 2013 konnten viele der damit verbundenen sichtbaren 
Probleme behoben werden. Der betrieb der Sexboxen in altstetten wird von der Stadt  
als erfolgsmodell verkauft: Wie sieht die realität hinter den Schlagzeilen aus?

D
ie am 1. Juli 2012 teilweise in kraft  
getretene Prostitutionsgewerbe-
verordnung (PgVo) regelt die ein - 
führung kostenpflichtiger bewil-

ligungsverfahren für die ausübung der 
Strassen- und Salonprostitution. zweck der 
PgVo ist zuerst der Schutz der bevölkerung 
vor den negativen auswirkungen des Pros-
titutionsgewerbes und dann der Schutz der 
Prostituierten vor ausbeutung und gewalt. 
Weiter dient das Papier dem Schutz der 
öffentlichen ordnung und schliesslich dem 
gesundheitsschutz der am Prostitutionsge-
werbe beteiligten, der gesundheitlichen und 
sozialen Prävention (vgl. PgVo: artikel 1, 
absatz a-d).

zum städtischen regime gehört seit 2011 
auch das erstellen der Milieudatenbank 
(MiDa), welches die registrierung aller Sex-
arbeitenden zum ziel hat. auf der rechtli-
chen grundlage der PgVo erfüllt die MiDa 
den allgemeinen polizeilichen auftrag zur 
aufrechterhaltung der öffentlichen Sicher-
heit und ordnung.

«billettkontrolle»
2013 wurden ticketautomaten in allen 
 definierten Strichzonen aufgestellt: 5 Fran-
ken pro Schicht (für ein ticket ) bezahlen 
die Sexarbeitenden damit für die «nutzung 
des öffentlichen grundes». Das ticket   
muss bei einer Polizeikontrolle, zusammen  
mit der anfangs arbeitsaufnahme erwor-
benen «bewilligung zur ausübung der 
Strassenprostitution», gezückt werden. Vor - 
bedingung für die erbringung sexueller 
Dienstleistungen ist der geregelte aufent-
haltsstatus.

im gesetzestext der bau- und zonen-
ordnung (bzo, 2013) werden unter ande-
rem die nutzungsweisen der städtischen 
zonen geregelt. Für das thema relevant 
sind zentrumszonen, Quartiererhaltungs-
zonen und kernzonen. Sexgewerbliche 
einrichtungen werden eingangs bzo indi-
rekt als übermässig störend definiert.

Faktisch kommt die strikte Umsetzung 
dieser regel einem generellen Verbot der 
Salonprostitution in einem zunehmend 
grösseren gebiet des Langstrassenquar-
tiers als auch innerhalb der legalen Strich-
zone im niederdorf gleich: Verglichen 
mit anderen gewerbetreibenden werden 
Sexarbeitende damit diskriminiert und aus 
gebieten verbannt, in denen sie seit Jahren 
oder Jahrzehnten zur realität gehörten.
auf die letzten 25 Jahre zurückblickend 
kann nicht wirklich von einer kohärenten 

Prostitutionspolitik der Stadt die rede 
sein: Das hin und her zwischen repression 
und toleranz, nach dem Motto «erlaubt ist, 
was nicht stört», erklärt sich damit, dass 
oft auf Drängen eines teils der Wohnbevöl-
kerung politisch und polizeilich einge-
griffen und die Verschiebung der sichtbaren 
Prostitutionsstätten durchgesetzt wurde. 
Dies geschah meist mittels Wegweisungen 
und bussen.

«lasst uns die sexarbeit machen,  
die wir wollen, oder fickt euch selber!»
Die Stadt bezeichnet PgVo und bzo als 
erfolg. Die kehrseite bezeugen berichte von 
Fach- und anlaufstellen für Sexarbeitende 
und der akteur*innen selbst. Sexarbeitende 
sind seit der vollständigen inkraftsetzung 
der PgVo vermehrter repression ausgesetzt 
und werden im zuge der «sozialen Säube-
rung» durch Quartieraufwertungsprojekte 
und von der stark erhöhten Polizeipräsenz 
im Milieu mittels Wegweisungen und bussen 
gemassregelt. Die konsequentere Durchset-
zung der «50-Prozent-bestimmung» seit 2013 
und die redimensionierung der gesamten 
Strichzone (ehemals zwölf, heute noch drei 
orte) wirken sich stark einschränkend aus 
auf die Sexarbeitenden. insgesamt führten 
die restriktionen in den letzten zwei Jahren 
zur halbierung der sichtbaren Strassen-
prostitution. Wohin die zuvor zahlenmässig 
stärker vertretenen akteur*innen innerhalb 
der zürcher Strassenprostitution tatsächlich 
«abgewandert» sind, ist unklar.

Da die nachfrage nicht zeitgleich nach - 
gelassen haben wird, drängt sich die   

starke Vermutung auf, dass sich zumindest  
ein teil dieser Menschen schlicht der 
Sichtbarkeit entzieht. Dies geschieht sowohl 
durch auslagerung des Milieus in die 
Peripherie als auch durch abdrängung in 
die illegalität. Die Unsichtbarkeit schwächt 
Sexarbeitende in ihrer Unabhängigkeit   
und Selbstbestimmung: bestehende abhän-
gigkeitsverhältnisse verschärfen sich.

Für illegalisierte Sexarbeitende gilt dies  
in besonderem Masse: von den als «Schutz-
massnahmen» propagierten neuerungen 
sind sie ohnehin ausgeschlossen. Die «zwei-
klassengesellschaft» wird damit verstärkt, 
nicht abgebaut!

Sekundäre Profiteure wie Vermieter, 
zuhälter und bordellbetreibende können 
durch die neu geschaffene Monopolisierung 
an weniger werdenden legalen anschaf-
fungsorten mehr Macht geltend machen 
(beispiel Wuchermieten, überrissene 
ab gaben, bestimmung der Modalitäten 
sexueller Dienstleistungen).

rot-grüne prostitutionspolitik
Wie gesagt: rückblickend auf die letzten 
25 Jahre kann nicht wirklich von einer 
kohärenten Prostitutionspolitik der Stadt 
die rede sein: Das hin und her zwischen 
repression und toleranz erklärt sich damit, 
dass immer dann politisch und polizeilich 
eingegriffen wurde, wenn der öffentliche 
Druck dies verlangte. Die Verschiebungen 
der sichtbaren Prostitutionsstätten inner-
halb dieser zeitspanne an unterschiedliche 
orte geschah oft auf Drängen eines teils 
der Wohnbevölkerung.

anfangs der 1990er-Jahre entstanden  
diverse unabhängige Sozialprojekte, wie 
zum beispiel das atelier Purpur und das 
herrMann (zagJP/gassenarbeit), 
welche gesellschaftlich tragende rollen mit 
Pufferfunktion einnahmen und gewisser-
massen regulierend wirkten durch ihre 
Präsenz an den hotspots. Verbindendes   
element dieser Projekte war das grundver-
ständnis parteiischer Unterstützungs-
arbeit. Das erklärte ziel dieser nieder-
schwelligen anlauf-, beratungs- und 
informationsstellen und treffpunkte war 
die erhaltung und Förderung einer grösst-
möglichen Selbstständigkeit und Selbst-
bestimmung der akteur*innen. gesell-
schaftlich wurden diese zu grossen teilen 
mitgetragen und waren insbesondere mit 
der linken Szene verflochten. heute steht 
die grosse Mehrheit sozialer Projekte unter 
der regie der städtischen Sozialarbeit.

tödliche Folgen für die angestammten 
bewohner*innen des traditionellen Latin@-
Quartiers haben. aber gehen wir zuerst in 
den einst verrufenen Dolores-Park, wo der 
neue Mainstream längst überhandgenom-
men hat. Dicht gedrängt sitzen hier jedes 
Wochenende in lockerer Freizügigkeit die 
Massen, trinkend und Joint rauchend, von 
der Polizei meist unbehelligt. Und falls 

doch einmal eine Patrouille auftaucht (in 
den USa ist trinken im öffentlichen raum 
schliesslich verboten), sind wir aus zürich 
geschult genug, um genau zu wissen, wen 
sie kontrollieren werden. Latin@s haben 
sich in jüngster zeit zunehmend beschwert, 
dass weisse yuppies ihren Park einnehmen 
und jede Menge Müll und Lärm produzie-
ren, während sie bei einem ähnlichen Ver-
halten mit allerlei konsequenzen rechnen 
müssten.

nicht weit von hier, in bernal heights, 
wurde letztes Jahr alex nieto von der 
Polizei ermordet, als er in seiner Pause als 
Wachmann auf einer Parkbank sass und 
seinen Lunch verzehrte. als Latino war 
er einem anderen Parkgänger verdächtig 

vorgekommen, und die herbeigerufene Poli-
zei hatte nicht lange Federlesen gemacht 
und den 28-Jährigen mit mehr als einem 
Dutzend kugeln erschossen. Wie oft in 
solchen Fällen sind die Umstände seines 
todes nicht vollständig geklärt, doch der 
zusammenhang zwischen seinem tod und 
den Vorgängen in der Mission, wo alex 
nieto aufgewachsen ist, war nicht nur für 
seine Freunde, Familie und nachbarinnen 
offensichtlich. Während der tech-boom 
die Miet- und immobilienpreise in immer 
schwindelerregendere höhen treibt (der 
städtische Durchschnittspreis für eine 
einzimmerwohnung liegt mittlerweile bei 
stolzen 3500 US-Dollar pro Monat), und 
die neuzuzüger*innen immer weisser und 
reicher werden, laufen Menschen wie alex 
nieto plötzlich gefahr, in den vertrauten 
Strassen nicht mehr ins bild zu passen. Mit 
manchmal tödlichen konsequenzen.

auch amilcar Perez-Lopez wurde 
kürzlich von der Polizei erschossen, auch 
er Latino, und auch dieser Vorfall ereignete 
sich in der Mission, nicht weit von seiner 
Wohnung, wo er zusammen mit andern 
papierlosen immigranten aus guatemala 
lebte. Die verantwortlichen zivilpolizisten 
warteten erst mit einer geschichte auf, 
nach der amilcar sie mit einem Messer 
bedroht haben soll. eine unabhängige 
autopsie hat aber ergeben, dass dem erst 
21-jährigen amilcar viermal in den rücken 
geschossen wurde. Leider sind das keine 
einzelfälle. Das anti-eviction Mapping 
Project listet für den zeitraum von 1985 bis 
heute (in einer unvollständigen zusammen-
stellung) 95 todesopfer in Folge Polizeige-
walt auf. 70 Prozent davon sind People of 

color, 40 Prozent sind schwarz. gleichzeitig 
machen african-americans aber gerade 
noch 6 Prozent der Stadtbevölkerung aus 
(1970 waren es noch 13 Prozent). Wenn man 
dann noch berücksichtigt, dass 56 Prozent 
der insassen in den städtischen gefängnis-
sen schwarz sind und in den letzten zehn 
Jahren allein im Mission Quartier rund 
8000 Latin@s ihr zuhause verloren haben, 
dann wird klar, dass das progressive image 
der Stadt mehr der Stadtvermarktung und 
Spekulanten als ihren bewohner*innen 
dient.

nicht lange nach amilcars tod fanden 
erneut Proteste in seinem andenken 
statt, diesmal vor seinem Wohnblock, wo 
eine Wohnung für über 4000 Dollar zur 
Vermietung ausgeschrieben war. Seine 
Mitbewohner waren zu diesem zeitpunkt 
längst aus der gemeinsamen Wohnung 
gekickt worden. Wie förderlich der tod von 
rechtlich geschützten Mieter*innen dem 
spekulativen immobilienmarkt sein kann, 
auch darin hat die Stadt San Francisco 
langjährige erfahrung (man denke nur an 
die aids-krise). Manchmal reicht aber auch 
ein anruf der neuen nachbarin, die sich 
beim Vermieter über spielende Latin@-
kinder im hinterhof beklagt. oder die 
Developers von Luxusappartements betei-
ligen sich gleich personell an initiativen 
wie der «clean up the Plaza campaign», die 
den zukünftigen (und heiss umkämpften) 
Standort von neuen edellofts in der Mis-
sion bereits in vorauseilendem gehorsam 
«säubern» möchte.

lebensqualität im neoliberalen trallala
im Polizeidepartment wird derweil analog 
zu zürich gerade ein neuer knast geplant, 
und der «linke» Sheriff und seine Mannen 
haben gleich mit mehreren Skandalen zu 
kämpfen (zum beispiel publik gewordene 
ur-rassistische SMS von mehreren Polizei-
beamten und gladiatorenartig inszenierte 
essenskämpfe in einem gefängnis). gleich-
zeitig muss sich Sheriff ross Mirkarimi 
sich bei den anstehenden Wahlen gegen 
rechte herausforderer behaupten, welche 
die Politik der «Sanctuary city» und wei-
tere linke errungenschaften auf den Mond 
schicken möchten. Die gentrification wird 
derweil immer mehr auf die andere Seite 
der bay nach oakland ausgelagert, wo sich 
der neue urbane Mainstream immer tiefer 
in die traditionell schwarzen Quartiere 
frisst, die bereits über eine lange Liste von 
opfern tödlicher Polizeigewalt verfügen 
(am bekanntesten ist wohl oscar grant). 
Die «Lebensqualität» der einen, so scheint 
es, kann sich bei der einverleibung einer 
nachbarschaft als äusserst schlagkräftiges 
instrument erweisen. Und die herbeieilende 
Polizei, die ist eben nicht farbenblind – 
sondern schafft auf gewisse Weise erst die 
bedingungen, unter denen sich der «freie 
Markt» optimal entfalten kann. Willkom-
men in der neoliberalen Stadt.

Katja Schwaller

katja schwaller ist emigrantin aus dem konserva-
tiven osten der schweiz. sie lebt und arbeitet in 
san francisco.

noVeMber: Der gemeinderat  
bewilligt die Verlängerung des 
 «hotel suff» bis 29.2.2015 und 
stellt gleichzeitig den betrieb des 
Ver mittlungs- und rückführun s  - 
zentrums (Vrz) ein. Das Vrz  
bestand seit der auflösung der  
offenen Drogenszene und  
diente der rückführung der aus-
wärtigen Junkies. 
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stadtplan der Morde durch staatliche ordnungskräfte (1985–2015). screenshot: anti-eviction-Mapping-project

Sexarbeit:

«Sexarbeit» steht für die sozialrechtliche   
anerkennung der Prostitution als arbeit. 
Da der begriff voraussetzt, dass ein Paradig - 
menwechsel stattgefunden hat, findet im 
text sowohl der begriff «Prostitution» wie 
auch aus respekt gegenüber im Sexgewerbe 
tätigen der begriff «Sexarbeit» anwen-
dung. Die akteur*innen des Sexgewerbes 
sind zum grossteil Frauen, aber auch 
transweiblich- und Männlichkeiten, trans - 
frauen und – männer und Männer hetero-, 
bi- und homosexueller ausrichtung. Weil 
die öffentliche Debatte von der expliziten 
Fokussierung auf die Frauenfigur geprägt 
ist, was das bild nie ganz vollständig 
macht, vermeide ich explizite geschlechts-
zuordnungen.
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Juli: inkraftsetzung prostitutions-
gewerbeverordnung (pgVo):  

die strichzonen werden von 12 auf 3 reduziert 
(altstetten, niederdorf, brunau) (→ s. 23)

nach einer einschätzung zur heutigen  
Situation gefragt, mit rückblick auf die 
letzten 25 Jahre «Prostitutionspolitik» 
der rot-grün regierten Stadt zürich, ergab 
sich aus den antworten unterschiedlich 
involvierter zeitzeug*innen folgendes 
Fazit:

eine staatliche regulierung und 
ins titutionalisierung des Sexgewerbes 
fördert die Selbstbestimmung von Sexar-
beitenden kaum. im gegenteil, sie steht 
dem ansatz der Selbstregulation ent-
gegen. Die zunehmend kontrollierte und 
reglementierte Sexarbeit verschiebt   
sich ins «Private», entzieht sich der Sicht-
barkeit, was insbesondere den zugang 
für unterstützende Projekte erschwert 
und die ausbeutung der illegalisierten 
Sexarbeiter*innen begünstigt. 

Die restlose entkriminalisierung von 
Sexarbeit und Sexarbeitenden würde hin-
gegen bedeuten, dass allen Dienstleistenden 
im Sexgewerbe die gleichen rechte zuteil 
werden. Die dringend nötige arbeitsrecht-
liche anerkennung von Prostitution und die 
damit verbundene entkriminalisierung von 
Sexarbeit stehen weiterhin aus. obwohl Pro-
stitution legalisiert ist, wird sie streng und 
oft mit strafrechtlichen Mitteln reguliert, 
anstatt übers zivil- oder gewerberecht.

Die Sexarbeitenden sind in ihrer auto-
nomie stark beschnitten. Die 2013 (un-) 
angepasste Prostitutionsgewerbeverord-
nung ist diskriminierend und hat zu 
einer Verschlechterung der Lage der im 
Sexgewerbe tätigen Menschen geführt. 
Dies gilt insbesondere für illegalisierte 
Sexarbeiter*innen.

eine progressive Prostitutionspolitik 
würde konsequenterweise die restlose ent-
kriminalisierung von Sexarbeit und Sexar-
beitenden anstreben mit dem ziel, für alle 
Dienstleistenden im Sexgewerbe gleiche 
rechte zu schaffen. Die explizite Unterstüt-
zung des legalen teils der Sexarbeitenden 
vergrössert die not der illegalisierten 
Sexarbeiter*innen!

Ladina

Mehr hintergrundinfo zu sexarbeit/prostitution 
unter antidotincl.ch

ladina dankt allen, die in irgendeiner weise  
zur entstehung dieses textes beigetragen haben!  
ganz besonders meiner unermüdlichen 
gesprächspartnerin für die erweiterung meines 
Vorstellungshorizontes! 20
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SP-genoSS*innen UnterStÜtzen SchnÜFFeLStaat
Der Fichenskandal scheint vergessen. Die neuesten gesetze sollen grossflächiges 

belauschen und den einsatz von Spionagesoftware ganz legal zum alltag von Polizeien  
und des geheimdienstes machen.

1
989 erschütterte der grösste Skandal 
der neueren Schweizer geschichte 
das Land: eine Parlamentarische 
Untersuchungskommission (PUk) 

deckte auf, dass der Staatsschutz der 
bundesanwaltschaft genauso fleissig seine 
bürger*innen überwacht hat, wie dies von 
totalitären regimes bekannt war.

Der Schweizer inlandgeheimdienst 
hatte Daten über 900 000 Personen und 
organisationen gesammelt, die im Verdacht 
gestanden waren, staatsfeindliche aktivitä-
ten zu planen. Vor dem hintergrund des kal-
ten krieges wurden wahllos alle (und alles) 
auf karteikarten (sogenannten «Fichen») 
aufgenommen, die bei einem angriff des 
kommunistischen ostens vielleicht mit dem 
Feind hätten kollaborieren können. Dabei 
lag der Fokus keineswegs auf militanten 
grüppchen. erfasst wurden vor allem 
viele Linke, die sich als SPler*innen oder 
gewerkschafter*innen im demokratischen 
rahmen bewegten, darunter eine beträcht-
liche zahl von Mitgliedern der Parlamente 
von bund, kantonen und gemeinden.

aufgrund der Untersuchungen durch 
die PUk sah sich der Staat gezwungen, den 
betroffenen ein recht auf einsichtnahme 
in ihre akten zu ermöglichen. rund 350 000 
Personen stellten entsprechende gesuche 
und wurden mit einem berg von Fichen 
beliefert.

nach dem Skandal wurde der Staats-
schutz auf eine gesetzliche grundlage 
gestellt: es entstand das bundesgesetz zur 
Wahrung der inneren Sicherheit (bWiS), 
das erstmals einer parlamentarischen 
kommission das recht einräumte, den 
geheimdienst zu kontrollieren. neu wurde 
der «Dienst für analyse und Prävention» 
geschaffen, der für die Überwachung 
von potentiellen Staatsfeinden zuständig 
wurde. Die affäre verschuf dem Staats-
schutz jedoch auch einen Vorteil: ab die-
sem zeitpunkt wurde die gesamte informa-
tion, die früher auf karteikarten geführt 
worden war, computerisiert.

2010: schon wieder  
200 000 auf dem radar
es dauerte keine zwanzig Jahre bis zum 
nächsten kleinen Fichenskandal: im Jahr 
2010 wurde bekannt, dass schon wieder 
200 000 Personen in der bWiS-Datenbank 
iSiS gespeichert sind. Da aus dem ersten 
Skandal keine personellen konsequenzen 
gezogen worden waren, wurde mit derselben 
paranoiden haltung weitergearbeitet. Die 
grösste Massenfichierung geschah nach 
dem so genannten «Landquarter kessel»: 
auf der heimreise von einer bewilligten 
Demonstration in chur wurde ein zug voller 
teilnehmer*innen in Landquart gestoppt 
und sämtliche Passagiere mit einsatz mas-
siver gewalt zur Personenkontrolle in eine 
tiefgarage getrieben. Die bündner behör-
den mussten die Daten der Personenkon-
trolle nachträglich löschen, leiteten diese 
zuvor aber nach bern. So wiederholte sich 
das Szenario des kalten krieges: etliche 
Personen, die im legalen rahmen politisch 
aktiv waren, landeten in der Staatsschutz-
kartei. auf intervention der für die aufsicht 
zuständigen Delegation der geschäftsprü-
fungskommission (gPkDel) mussten erneut 
180 000 Datensätze gelöscht werden.

gesetz für mehr überwachung  
scheitert – an der sVp
obwohl auch von der zweiten Fichenaffäre 
noch viele Linke betroffen waren, hatte 
inzwischen die Skepsis bei der SP gegenüber 
zusätzlichen kompetenzen für den geheim-
dienst abgenommen. Der erste Versuch, 
das «bundesgesetz über Massnahmen zur 
Wahrung der inneren Sicherheit» (bWiS ii) 
heftig zu verschärfen, scheiterte 2009 im Par-
lament, allerdings vor allem dank der SVP, 
die mit ihrer opposition ihrem ungeliebten 
bundesrat Schmid eins auswischen wollte.

computer hacken, mitlesen  
und -hören: alles erlaubt
Was damals noch abgelehnt wurde, kam 
in neuer auflage 2013 nochmals vors 
Parlament. Das nachrichtendienstgesetz 
(nDg) sollte der politischen Polizei wieder 
erlauben, was vor ein paar Jahren noch kri-
tisiert wurde: telefongespräche abhören, 
e-Mails mitlesen, mit Staatstrojanern in 
computer eindringen und Wohnungen 
verwanzen. Mit dem argument der terror-
gefahr soll nun alles möglich werden, was 
sich ein geheimdienst wünschen kann.

auch die «normale» kriminalpolizei 
soll mehr Mittel zur Überwachung bekom-

men. im herbst 2015 segnete das Parlament  
die neue Version des bundesgesetzes 
betreffend die Überwachung des Post- und 
Fernmeldeverkehrs (bÜPF) ab. Das gesetz 
aus der küche des Justizdepartements von 
SP-bundesrätin Simonetta Sommaruga 
erlaubt den einsatz von Schnüffelsoftware 
(trojaner), Massenüberwachung (iMSi-cat-
cher) und zwingt telefonfirmen, kommuni-
kationsdaten ein Jahr lang aufzubewahren.

Sowohl gegen das bÜPF wie das nDg 
wird es ein referendum geben. Die SP 
unterstützt zwar das referendum gegen das 
nDg, macht aber in der kampagne gegen 
das bÜPF nicht mit (wohl aber die Juso).

Dort, wo Sozialdemokrat*innen an der 
Macht sind, herrscht ein unverkrampftes 
Verhältnis zur Massenüberwachung: Der 
zürcher SP-regierungsrat Mario Fehr lässt 
Staatstrojaner und iMSi-catcher auch ohne 
gesetz einsetzen. Und SP-Justizministerin 
Sommaruga ging mit der Versöhnung sogar 
noch einen Schritt weiter: Der für zwei 
Fichenskandale verantwortliche geheim-
dienstchef Urs von Däniken wurde von ihr 
angestellt, um für das Staatsekretariat für 
Migration armeeunterkünfte für Flücht-
linge zu finden.

Rolf Zopfi

rolf zopfi ist informatiker in zürich. er engagiert 
sich für grundrechte.

DaS arSenaL Der 
ÜberWacher

Fichen: karteikarte, die über total 900 000 
Menschen und organisationen angelegt 
worden waren.

Kabelaufklärung: absaugen und 
analysieren des ganzen internet-Verkehrs 
(Mails, telefonate, Facebook, ...).

IMSI-Catcher: gerät, mit dem sich alle 
Mobiltelefone innerhalb eines bestimmten 
rayons feststellen und abhören lassen.

Trojaner: Software, die sich auf einem 
Pc versteckt und mit der man alles mit-
lesen und abhören kann. Wird von Dieben, 
geheimdiensten und Polizeien verwendet.

BÜPF: neues gesetz über das abhören 
und Mitlesen von Post, Mails und telefo-
naten. im herbst 2015 vom Parlament ver-
abschiedet. es wird ein referendum geben.

NDG: nachrichtendienstgesetz. im 
herbst 2015 vom Parlament genehmigt. es 
wird ein referendum geben.

augenauf

kämpft für grund- und menschenrechte
PC 80-700000-8  www.augenauf.ch  

 
 
 

 
 

 

kämpft für grund- und menschenrechte 
pc-konto - 80-700000-8 
 
 
 

«Sie kamen am frühen morgen, 
Sie kamen mit geSchrei,  
der morgen war verdorben, 
denn eS war die Polizei.»
Verein raDikaler langschlafenDen

inserate

Die geschichte der zürcher häuserbewegung wird anhand von original film-, bild-, Musik- 
und ton-Dokumenten erzählt, die in achtjähriger recherche und zahlreichen gesprächen 
mit aktivist*innen zusammengetragen wurden. weder die 80er-bewegung noch die 
besetzung der wohlgroth-fabrik fielen vom himmel. Dazwischen liegen die vielseitigen 
aktivitäten des zürcher häuser-netzes (herbst 86 bis ende 87) und der kurze frühling der 
89er-wohnungsnotbewegung. Durch die ganze filmreihe zieht sich auch die geschichte 
der Drogenszene – der gasse. Die geschichte der häuserbewegung wäre unvollständig 
ohne sie. alle mussten stellung beziehen, wie sie zum umgang mit illegalen Drogen 
standen und welchen platz die konsument*innen dieser Drogen beanspruchen konnten.

Die DVD-box (5 DVDs/booklet) kann zum preis von chf 50.– direkt bestellt werden (www.zureich.ch),  
ist aber auch in ausgewählten buchhandlungen und weiteren läden erhältlich (liste siehe website)

Politik, Psychoanalyse, Literatur

Marx, Freud, Jelinek

Buchhandlung im Volkshaus
Stauffacherstrasse 60
8004 Zürich 
Telefon 044 241 42 32
Telefax 044 291 07 25
www.volkshausbuch.ch
info@volkshausbuch.ch

Lesungen, Buchvernissagen und Gespräche in der Katakombe
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hÄUSer iM DornrÖSchenSchLaF
besetzer*innen haben regelmässig kontakt mit ihren liebsten Staatsangestellten.  

eine analyse der Veränderungen des Polizeiverhaltens gegenüber und aus Sicht   
von besetzer*innen, basierend auf langen gesprächen.

1
990: Die Wohnungsnotbewegung des 
Vorjahres ist bereits geschichte, in 
der gemeindepolitik hinterlässt sie 
jedoch ein realpolitisches Vermächt-

nis: Die bürgerlich dominierte exekutive 
übernimmt im Juli 1989 das als genfer 
Modell bekannte Prinzip, besetzte häuser 
erst zu räumen, wenn mit den bauarbeiten 
begonnen wird oder Mietverträge bestehen.

Das ist eine Folge der Welle von haus-
besetzungen durch aktivist*innen, darun-
ter viele, die bisher nicht aktiv und der Poli-
zei nicht bekannt waren. Die Polizei musste 

diverse häuser teilweise mehrmals kurz 
hintereinander räumen. Die Wohnungsnot-
bewegung genoss in zürich die Sympathie 
und (indirekte) Unterstützung anderer 
Strukturen – politische Parteien wie die SP 
und Verbände wie der Mieterverband waren 
selber in der Wohnungsfrage aktiv.

«Als Rot-Grün noch nicht selber an der 
Macht war, haben die einige Sachen total 
mitsupportet. Für mich ist das im Retour-
blick total markant, dass beispielsweise die 
SP Themen aufgriff, die wir auf den Tisch 
geworfen haben. Heute ist das anders: Wenn 
wir mal wirklich ein Anliegen haben, gibt es 
ein Zückerchen, aber wir müssen auch etwas 
geben, wie beim Kochareal.»

geduldete besetzungen
keine räumung auf Vorrat: das genügte 
einer Mehrheit der besetzer*innen bereits. 
Sie waren zufrieden mit dem erreichten 
und richteten sich in ihren häusern ein. 
erst ab diesem Moment konnte sich in 
zürich eine eigenständige kultur innerhalb 
der besetzten häuser entwickeln. Diese Sub-
kultur bewegte sich mit der zeit teilweise 
von ihren Wurzeln weg hin zu einem eigen-

ständigen kosmos, in dem – obwohl immer 
eng mit der ausserparlamentarischen 
 Linken verknüpft – nicht mehr zwingend 
eine politische aktivität ausgeübt wurde.

«Durch die rot-grüne Politik wurde 
das Besetzen immer einfacher und zog viele 
Leute an. Gleichzeitig sind wir auch die 
nützlichen Idioten der Regierung. Wir sind 
das Druckmittel, das die Stadt gegenüber 
Liegenschaftenbesitzern hat. Wenn sie sofort 
räumen würden, weisst du, wie viele Häuser 
zugemauert leer stehen würden? Das ist 
zuletzt im Interesse von Rot-Grün. Deshalb 
lassen sie uns auch weiterhin besetzen.»

Die Stadt duldete nun auch die beset-
zung von grösseren objekten (Friedens-

gasse, Wohlgroth), die sich auch dank ihrer 
längerfristigen Perspektive zu treffpunkten 
der alternativen kultur entwickeln konnten.

burgfrieden
Seit Mitte der 1990er-Jahre gilt in zürich 
eine art burgfrieden. besetzungen werden 
(zumeist) geduldet, die besetzer*innen 
verlassen dafür ihre häuser, sobald mit 
dem Umbau oder abbruch begonnen 
wird oder eine konkrete neuvermietung 
ansteht. auch die Stadtpolizei reagierte auf 
die neue Situation und schuf den Sicher-
heitsdienst (Sidi), der unter anderem für 
besetzungen zuständig ist. Szenebekannte 
zivilpolizisten sorgen dafür, dass der 

Januar: inkrafttreten der be-
stimmungen zu den bewilligungs-
verfahren für strassen- und 
 salonprostitution sowie die revi-
dierte bau- und zonenordnung.

Juni: richard 
wolff (alternative 
liste) wird stadtrat 
und ins polizei-
departement ge-
schoben, welches 
er mittlerweile  
(gemäss eigener 

aussage) lieb gewonnen hat. 2014 wird er im 
amt bestätigt.
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23.11.1993: Die wohlgroth (1991–1993) wird geräumt. spezialeinheit «skorpion» im einsatz  
(nix gummi im gewehr). foto: Miklós klaus rózsa, Multimedia photoscene ag 

informationsfluss zwischen den beteiligten 
Parteien besetzer*innen, Polizei und Stadt 
garantiert wird.

«Heute gibt es ja Besetzungen, die kon-
taktieren aktiv die Polizei.»

«Wir kooperieren in dem Sinne: Die 
Bullen kommen vorbei, schauen, was Sache 
ist, informieren auch über die Umstände, sie 
teilen uns mit, wann geräumt wird …»

Werden die «regeln» des burgfriedens 
seitens der aktivist*innen missachtet, 
kommen die blauen brüder des Sidi, die 
ordnungspolizei – und dann gelten andere 
regeln.

nach der räumung der Wohlgroth im 
november 1993 gibt es in zürich wohl  
noch einzelne besetzte häuser, aber erst 
mit der besetzung der badenerstrasse 89 
2001 (bekannt als «egocity») gewinnt   
die bewegung wieder an Schwung. Seither 
war immer wieder ein grösserer ort 
besetzt, der als treffpunkt dient und Platz 
für grössere Veranstaltungen (konzerte, 
theater …) bietet.

neben dem immensen kapital, das in 
erwartung stolzer Profite in die immo-
bilien investiert wird, bastelt das rot-grüne 
zürich fleissig am image einer kreativen, 
aufgeschlossenen Stadt. zu diesem image 
passt eine besetzer*innenszene. Dieser 
Platz wird ihr aber nun von den konformis-
tischen und partymässig ausgerichteten 
Szenen der «kreativen» und «urbanen 
künstler*innen» streitig gemacht. Diese – 
zwar teilweise subkulturell mit den 
besetzer*innen verbandelt – lassen sich auf 
zwischennutzungen gegen Miete ein – und 
dienen gleichzeitig als Feigenblatt und zur 
abwehr politischerer besetzungen.

«Früher gab es mehr Gebrauchsleih-
verträge. Man hat bezahlt für einen Raum, 
aber man hat den Besitzer vor Tatsachen 
gestellt. Das fand ich legitim, aber das gibt 
es nicht mehr, dafür Zwischennutzungen. 
Du zahlst jetzt Miete und hast keine Rechte 
mehr. Und das wird geschluckt.» 1

«Zwischennutzungen, um Besetzer 
*innen das Wasser abzugraben – darin 
könnte auch ein Grund für die härtere Gang-
art der letzten Zeit liegen: Die Häuser in der 
Stadt werden knapper, wir warten zwar 
schon lange darauf, aber es ist nicht mehr 
allzu fern. Das heisst, entweder lässt sich die 
Häuserbewegung aus der Stadt drängen – 
oder sie beginnt sich zu wehren.»

in diesem kontext garantiert die Poli - 
zei für ruhe in der Stadt und die ab -
machungen des burgfriedens, sie steht 
dann aber bereit, wenn die sozialen 
gegensätze sich zuspitzen und allenfalls 
sogar eskalieren. Die Polizei verteidigt 
und begleitet die interessen der übergeord-
neten entwicklung zürichs zur global 
city. Das alles soll möglichst schmerzlos 
vor sich gehen, der bestehende gesetzliche 
und gesellschaftliche Spielraum wird  von 
den behörden soweit möglich ausgenutzt. 
aber das gewaltpotential und die Überwa-
chungsmöglichkeiten der Polizei entwi-
ckeln sich stetig weiter. 

Die häuserbewegung dagegen befindet 
sich aufgrund des doch sehr angenehmen 
bisherigen zustands (und ihrer schleichen-

den entpolitisierung und abkoppelung von 
der restlichen gesellschaft) in einem mehr 
oder weniger schmerzlosen Dornröschen-
schlaf. Dadurch verliert sie ihre Fähigkeit 
zu Widerstand und bleibt in ihrer eigenen 
subkulturellen ecke isoliert.

isolation
Wird dann doch einmal die von den 
behörden bestimmte toleranzlinie von 
aktivist*innen überschritten, führt 
das subito zu einer heftigen reaktion. 
Dieses Drohpotenzial seitens der Poli-
zei wirkt inzwischen präventiv auf die 
aktivist*innen, die massive gewaltbereit-
schaft der Polizei wirkt einschüchternd. 
es würde viel technik und militärische 
Massnahmen voraussetzen, sich gegen die 
potentiell heftige gewalt der Polizei mit 
erfolg zu schützen. in der Öffentlichkeit 
würden so heftige auseinandersetzungen 
nicht verstanden und auch innerhalb der 
Szene wären sie wohl umstritten – besten-
falls bestünde ein Verständnis für einen 
allfälligen Wutausbruch bei den engeren 
Sympathisant*innen. aber der graben zur 
restlichen, mit der sozialdemokratischen 
gentrifizierungspolitik vordergründig 
zufriedenen bevölkerung würde grösser.

«Ganz lang war immer der Sidi präsent, 
notierte sich die Besetzung, zuerst war dann 
die Streifenpolizei vor Ort, dann haben sie 
den Besitzer aufgetrieben und dann machten 
sie den Rapport und dann gingen sie. Jetzt 
ist das anders, sehr wahrscheinlich war der 
Sidi dafür verantwortlich, dass die Polizei so 
wie beschrieben vorging. Jetzt, neuerdings, 
kommt offensichtlich irgendwann der Ein-
satzleiter und entscheidet, was abläuft – die 

Polizeireaktionen werden grösser, wilder, 
unberechenbarer, rambomässiger.»

es ist offensichtlich: im hintergrund 
steht eine effektive repressionsmaschine 
bereit, die immer mal wieder auslauf 
erhält.

«Es hat sich angefühlt wie eine Übung.»
Die Polizei rüstet gewaltig auf mit dem 
gesamten für die aufstandsbekämpfung 
notwendigen Material. Die logistische 
infrastruktur wird zusammen mit engli-
schen und deutschen behörden und Firmen 
weiterentwickelt und getestet.2

Seit Jahren sind Sondereinheiten 
(«brennpunkt») während 24 Stunden ein-
satzbereit. Wenn sie zum einsatz kommen, 
handeln sie selbstständig und meist unnötig 
brachial. nach solchen einsätzen wird deut-
lich, was auch nach polizeilichen alltags-
einsätzen durchschimmert: Der rotgrüne 
Polizeivorstand dient nur der politischen 
abfederung der polizeilichen aktionen, sein 
konkreter einfluss auf das polizeiliche all-
tagsverhalten ist gering. Die grösste aus-
wirkung des aL-Polizeivorstandes Wolff 
besteht darin, dass nun auch noch die letzte 
parlamentarische opposition in das System 
eingebunden und kritik am Vorgehen der 
Polizei praktisch verstummt ist.

Mischa Brutschin und Reto Plattner

1 Die städtischen behörden haben in den letzten 
Jahren die Vorteile der zwischennutzungen 
entdeckt: so arbeitet die stadtpolizei zürich mit 
der immobilienfirma Mobimo und dem startup-
unternehmen interim zusammen. alle drei preisen 
ihre Massnahmen als innovative anti-squat- 
Massnahmen.
2 weitere infos auf  
   crashkursmarxismus.blogspot.ch  
(stichwort: «panther command») 

Mischa brutschin und reto plattner fragen sich, 
wann sich die häuseraktivist*innen an die sozialen 
aspekte ihres widerstand erinnern.

SPenDenaUFrUF

am 15. Januar 2013 lud die Sbb zu einem 
tag der offenen tür an der europaallee, 
dem prestigeträchtigen Stadtentwicklungs-
projekt beim hb zürich. zweck: bewerbung 
von Luxuswohnungen für kaufkräftige 
interessenten. Diese gelegenheit wurde 
für einen Protest gegen gentrifizierung 
genutzt. Ungefähr 20 aktivist*innen 
besuchten die Musterwohnung, die meisten 
verkleidet und ausgerüstet mit konfetti 
und anderen Partyutensilien.

ein aktivist, durch Videoaufnahmen 
identifiziert, wurde wegen hausfriedens-
bruch (betreten der Musterwohnung) und 
Landfriedensbruch und Diebstahl (Ver-
speisen von crissini) vom bezirksgericht 
zürich verurteilt. ausserdem muss er der 
Sbb einen Schadenersatz im dreistelligen 
bereich und eine busse bezahlen. ange-
droht wurden ihm auch die abnahme von 
Dna und Fingerabdrücken.

Um seinen finanziellen Schaden einzu - 
grenzen, hat er auf den Weiterzug ans 
 obergericht verzichtet. Damit er die ge - 
samtkosten in der höhe von 6000  Franken 
nicht alleine bezahlen muss, ist jede  
Spende hilfreich – auf dieses konto (mit 
Vermerk «europaallee»): antidot, 
Pc 85-615659-1. Merci!

februar: Die Masseneinwan-
derungs-initiative wird mit 50.3% 
 Ja-stimmen angenommen. 
Juli: änderung des strafgesetz-
buches: Das Mindestalter für 
 legale prostitution wird von 16 auf 
18 Jahre angehoben. Der schutz 
von Minderjährigen vor sexuellem 

Missbrauch wird durch mögliche 
bestrafung von freiern verbessert.

noVeMer: Definitiver betrieb des 
 «hotel suff» wird durch abstimmung geneh-
migt (66.9% Ja-stimmen).

oktober: Der bundesrat beschliesst 
die aufhebung des «cabaret-statuts» 
 (tänzerinnen in nachtlokalen) per 1.1.2016. 
nicht hochqualifizierte frauen aus Dritt-
staaten konnten mit dieser bewilligung in die 
schweiz einreisen. nun verlieren sie auch 
diesen  zugang.

DezeMber: Die stadtpolizei zürich 
kauft – gestützt auf eine Verfügung des 
kantonalen sicherheitsdirektors Mario fehr 
(sp) – für 486 500 euro eine überwachungs-
software der firma «hacking team», deren 
einsatz gemäss experten gesetzeswiedrig ist. 
im Juni 2015 wurde «hacking team»  gehackt: 
die software ist nun wertlos.

20
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februar: sechs stunden lang 
 waren 839 fcz-fans im Vorfeld des zürcher 
Derbys von der polizei eingekesselt. (→s. 29)

Der WoLFF UnD Die Sieben geiSeLn
«Mit biss» sollte Stadtrat Wolff werden, versprach seine Partei, die alternative Liste, im 

Wahlkampf 2013. Wolff gewann und wurde Vorsteher des Polizeidepartments. Doch wer beisst? 
Und wen?

z
ugegeben: Diese zusammenstellung 
von Polizeieinsätzen in zürich 
im Jahre 2015 ist polemisch. ich 
könnte auch darüber schreiben, 

dass die systematische und öffentliche 
Jagd der Polizei auf Prostituierte (viele von 
ihnen sind roma) an der Langstrasse aufge-
hört hat und dass es im oktober zu einem 
einmaligen grosseinsatz gegen Mietwu-
cherer im kreis 4 gekommen ist. trotzdem 
zeigen die fünf beispiele eine neue Qualität 
der repression: Die neuen technischen 
Mittel der zürcher Stadtpolizei werden 
dazu benützt, massenhaft Menschen einzu-
kesseln, zu registrieren, während Stunden 
festzuhalten, in geiselhaft zu nehmen. Wer 
sich in der nähe oder an einem möglichen 
Fluchtort von «gewalttätern» (Fussball-
fans, die Pyros zünden, Menschen, die eine 
1. Mai-nachdemo durchziehen wollen …)  
aufhält, riskiert, stundenlang und ohne 
grund festgehalten zu werden. auch kin-
der, auch bei eisiger kälte, auch ...

21.2.2015:
839 (!) Fcz-Fans, darunter auch kinder, 
die gemeinsam und unter abbrennen von 
Leuchtfackeln und dem zünden von böllern 
zum Stadion an ein Derby gegen den Stadt-
rivalen gc marschieren, werden eingekes-
selt, mit gummigeschossen, Wasserwerfer 
und kampfgas angegriffen. eine Person wird 
verletzt. Die Menge wird bis zu fünf (!) Stun-
den bei ungefähr 0 grad und Schneetreiben 
auf offener Strasse festgehalten, um Persona-
lien festzustellen. eine toilette gibt es nicht. 

zwei Monate zuvor waren Polizeibeamte 
während einer militanten aktion gegen gen-
trifizierung gefährlich angegriffen und ver-
letzt worden. Der Verdacht, der kessel gegen 
Fcz-Fans sei eine racheaktion gewesen, ist 
geblieben, zumal der kessel gemäss zeugen 
vorbereitet gewesen ist. (Quelle: Medienbe-
richte, Pressemitteilung der Stapo zürich)

1.5.2015: 
Stadtrat richard Wolff erntet von Medien 
und Politik ganz viel Lob für den Polizei-
einsatz am 1. Mai 2015 in zürich. Das in 
der geschichte des ersten Mai in zürich 
wohl zahlreichste und technisch am 
raffiniertesten gesteuerte Polizeiaufgebot 
verhinderte jegliche unbewilligte Demons-
tration. Der ganze kreis 4 wurde für 
Menschen, die die Polizei als potentielle 
Demonstrant*innen oder gar krawallanten 
identifizierte, zur no-go-zone. Sie wurden 
en masse kontrolliert und mit Wegwei-
sungen eingedeckt. 58 Personen wurden 
(angeblich zur Personenkontrolle) festge-
nommen und über Stunden festgehalten.

bereits ein Jahr zuvor hatte ein 
bisher unbekannt grosses aufgebot an 
computergesteuerten Polizist*innen in 
Strassenschlacht-Montur, ein helikopter 
und zivile Verhaftungstrupps jeglichen 
Versuch, eine Demonstration ausserhalb 
des bewilligten rahmens zu veranstalten, 
verhindert. Die nzz, die sich in anderen 
Jahren nicht genug über «gewaltbereit-
schaft» aufregen konnte, unterstellte den 
Demonstrant*innen höhnisch mangelnden 
Wagemut.

25.8.2015: 
rund 100 Menschen demonstrieren gegen 
die räumung besetzter häuser. Später 
gehen einige teilnehmer*innen auf das 
kanzleiareal, wo sich an warmen abenden 
jeweils hunderte treffen. Das areal wird 
von Polizeibeamten (im arsenal: Wasser-
werfer, hunde) umstellt und die bar des 
kino xenix völlig abgesperrt. Die Perso-
nalien aller anwesenden in der xenix-bar 
werden registriert («faustgrosse Steine 
sichergestellt»), zwei Frauen, die sich 
wehren, werden «wegen hinderung einer 
amtshandlung» festgenommen. (Quellen: 
Medienberichte, indymedia)

19.9.2015: 
eine kleine kundgebung gegen den «Marsch 
fürs Leben» von fundamentalistischen 
christenmenschen wird von Polizisten in 
krawallmontur eingekesselt. Unter dem 
einsatz von gas wird die Soundanlage 
abtransportiert und später wird die ganze 
kundgebung, ungefähr 100 Personen, 
 verhaftet und gefesselt abtransportiert. 
Viele der gefangenen werden in ein-
zelzellen gezwungen, sich vollständig 
auszu ziehen. bei der zelle handelte es sich 
gemäss bericht einer auf diese art miss-

handelten Frau in der online-zeitung Vice 
um eine «ausnüchterungszelle». andere 
potentielle gegendemonstrant*innen 
werden im Quartier gestellt und «kontrol-
liert». (Quelle: Vice)

30.10.2015:
eine Miniatur-Demo an der zürcher Lang-
strasse löst eine gewaltige Polizeiaktion 
sowie die Durchsuchung einer bar samt aller 
anwesender Menschen aus. es ging um   
den üblen Mietwucher an der zürcher neu - 
frankengasse, der durch die auffällig 
demonstrative Verhaftung eines hausbe-
sitzers bekannt worden war. Das Polizei-
communiqué sagt alles: «gegen 19.20 Uhr 
bemerkte eine Patrouille der Stadtpolizei 
zürich, wie rund 20–30 Personen durch  
die Langstrasse in richtung kreis 5 zogen.  
[...] angesichts der anrückenden Polizei-
kräfte zog sich die gruppe schliesslich in 
ein nahegelegenes Lokal an der neufran-
kengasse zurück. Die Stadtpolizei unterzog 
danach die Personen im Lokal einer kont-
rolle. insgesamt wurden rund 50 Personen 
überprüft. gegen acht Personen wurde 
eine Wegweisung ausgesprochen. Diverses 
Demomaterial wurde sichergestellt. Die 
kontrolle verlief ruhig und ohne zwischen-
fälle und war gegen 21.45 Uhr beendet.» 
(Quelle: Polizei)

Alois Hinterfuhren

alois hinterfuhren. hat wolff gewählt und schätzt 
seine kritischen analysen der gentrifizierung  
von früher.
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staatlich finanzierte anhäufung von digitalem  
Datenmüll. foto: zvg
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Inserat für «antidot-incl.» vom 29. Oktober 2015
(«25 Jahre rotgrüne Polizeiführung»)

(Kleinformat, 50 x 62 mm) 

zum Preis von CHF 136.60 (s/w) bzw. CHF 155.25 (farbig)

Rechnung an: 

Verein grundrechte.ch
Catherine Weber
Postfach
3001 Bern

Rückfragen an: 

Christoph Müller
<info@grundrechte.ch>
Tel. 044-382.04.47

Die Geheimdienste 
stoppen:
Heute noch das 
Referendum gegen 
das Nachrichten-
dienstgesetz NDG
unterschreiben !
www.schnueffelstaat.ch
www.ndg-referendum.ch

Postfach, 3001 Bern
www.grundrechte.ch 
info@grundrechte.ch 

50 mm

62
 m

m

Anders als Andere.

 ABS-Aktien ermöglichen.
ABS-Aktien sind sinnvolle An lagen mit einer grossen Wirkung. 
Die Alternative Bank Schweiz fi nanziert damit über 950 soziale 
und öko logische Projekte. Mit einer Zeichnung ermöglichen Sie 
eine sozialere und ökologischere Wirtschaft und Gesellschaft.

Machen Sie mit.
Mehr über ABS-Aktien: www.abs.ch/aktien
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Nicht nur im Durst 
sind alle gleich.

www.intercomestibles.ch

BEOBACHTUNG

www.cpress.ch
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Anwaltsbüro Delphinstrasse
delphin-anwaelte.ch

Stress
mit der

Polizei
oder dem

Staat?
Seestrasse 407 - 8038 Zürich - 044 481 62 42 - www.ziegelohlac.ch

192 Seiten, Fr. 25.– (Abonnement Fr. 40.–) 
zu beziehen im Buchhandel oder bei

vertrieb@widerspruch.ch       www.widerspruch.ch

WIDERSPRUCH
66Beiträge zu 

sozialistischer Politik 

Finanzmacht – Geldpolitik 
Griechenland und Währungsunion; Europäische Zentral-
bank; Crash der Finanzmärkte;  Wechselkurs und Wirt-
schaftsstandort Schweiz;  wirtschaftspolitische Wende; 
Erosion des Industriesektors; bürgerliche Hegemonie, 
Macht der Nationalbank; Geldtheorie: Monetarismus, 
Kreditgeld, Vollgeld

M. Madörin, E. Altvater, H.-J. Bieling, M. Heinrich, 
F. Bsirske, K. Busch, D. Lampart, W. Vontobel,  
C. Pardini, R. Rytz, P. Streckeisen, A. Sahr, P. Löpfe

Diskussion 
G. Hischier: Rechtspopulismus und politisches Regime
L. Lanfranconi: Geschlecht und Wirtschaftsnutzen
S. Isler / A. Peter: Care-Arbeit – die Zukunftsfrage
S. Jaeggi / U. Mäder: Biografieforschung und Macht

Marginalien / Rezensionen

34. Jg. / 2. Halbjahr 2015
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